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Berlin den 29. April. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Vice⸗Wachtmeiſter Franke des 2ten Dragoner-Regiments und dem evanz 
geliſchen Schullehrer und Organiſten Matthäus zu Schwentnig, im Kreiſe 

Nimptſch, das Allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen. 


— — 


Der außerordentliche Geſandte und bevollmächtigte Miniſter am Königlich 
Sardiniſchen Hofe, Kammerherr Graf von Redern, iſt von Turin hier ange⸗ 
kommen. — Der Erbſchent im Herzogthum Magdeburg, Graf vom Hagen, 
iſt nach Möckern, und der Präſident des Handelsamtes, von Rönne, nach 
Leipzig abgereiſt. 


Zu den Broſchüren, die einen Einfluß auf das Urtheil der in Berlin verſam⸗ 
melten Stände gewinnen wollen, hat Brockhaus in Leipzig ſo eben eine neue hin⸗ 
zugefügt. Sie führt den Titel: „Ueber die Wirren der Gegenwart. Be 
trachtungen, den Abgeordneten des Vereinigten Preußiſchen Landtages gewidmet 
von Em eritus.“ So viel ſieht man auf den erſten Blick, daß der Verfaſſer 
zu denjenigen ältern Staats-Beamten gehört, die von der Kirche das Heil nicht 
erwarten. Er erklärt es für ein völlig verkehrtes Unternehmen, den im Argen 
liegenden Staat durch die im Argen liegende Kirche wiederherſtellen zu wollen, und 
meint, die Kirche könne erſt dann zu neuem Leben erwachen, nachdem an die Ver⸗ 
beſſerung der geſellſchaftlichen Zuſtände Hand gelegt worden Dagegen ſcheinen 
die Betrachtungen, welche „Emeritus“ über die Zuſtände und Wirren der Zeit, 
ſo wie über die Heilmittel auſtellt, ernſte Beachtung zu verdienen. Er ſieht die 
Dinge nicht durch das gefärbte Glas eines Syſtems, oder einer Partei, ſondern 
mit klaren Augen, hinter denen ein geſunder, durch viele Erfahrungen, wie es 
ſcheint, geſchaͤrfter Verſtand und ein altpreußiſcher Patriotismus im beſten Sinne 
des Worts ſteckt. Thoren find ihm Die, welche gern glauben machen möchten, 
in Preußen wenigſtens ſtehe alles vortrefflich, Niemand habe eigentlich zu Klagen 
Urſache, ſobald er nur ſelbſt mäßig in ſeinen Anſprüchen ſein wolle; die hier und 
da ſich zeigende Aufgeregtheit ſei nur eine künſtliche, mehr das Werk von Zei- 
tungsſchreibern, von eingebildeten, muthwilligen, überſpannten und verſchrobenen 
Köpfen, oder gar aufrühreriſch geſinnten Journaliſten und Schriftſtellern, die den 
Leuten allerhand Dinge in den Kopf ſetzten, um ihrer Eitelkeit zu fröhnen, Au 
torruhm und Geld zu verdienen. Auch der Preußiſche Staat iſt feiner Ueberzeu⸗ 
gung nach von der Unruhe ergriffen, die gegenwärtig alle andere Staaten in Be⸗ 
wegung ſetzt, alle Stände, alle Klaſſen der Geſellſchaft durchdringt — die Uebel 
ſelbſt werden, wie fie im Leben vorliegen, feſten Auges überſchaut, ihre Urfachen- 
mit Klarheit erörtert. Dieſe Uebel ſind ungeheuer, die Urſachen liegen weit zu— 
rück und haben nun einmal ihre Schrecken erregenden Wirkungen ins Leben ge— 
bracht. Was ift zu thun? „Sorget vor allen Dingen für Herſtellung einer 
geſicherten Subſiſtenzbaſis und für gerechten Sinn des Reichthums gegen die Ar 
muth!“ antwortet unſer Verfaſſer. Eine ſchwere Aufgabe! Wer vermag fie zu 
löſen? Der Verfaſſer verkennt die Schwierigkeiten nicht, iſt aber überzeugt, daß 
in keinem andern Staate die Bedingungen zur Abhülfe in groͤßerm Maße vorhan⸗ 
den ſeien, als in Preußen. An der Spitze des Staats ein Monarch im kräftig⸗ 
ſten Mannesalter, kenntnißreich und voller Einſicht, von unerſchütterlich gerechtem 
Sinn, das Wohlwollen und die Herzensgüte ſelbſt, unermüdlich tätig, erfüllt 
vom regſten Eifer für das Wohl feiner Unterthanen. Unter ihm zunächſt Mini⸗ 
fer, deren Tüchtigkeit in früheren Dienftitellungen erprobt iſt, und welchen hohe 
Einſicht, Geſchäftstenntniß, Welterfahrung, den redlichſten Sinn, die treueſte 
Ergebenheit für König und Vaterland abzuſprechen die Verläumdung vergeblich 
unternehmen würde. Daneben weiter ein Staatsrath und Stände, letztere 
in der Mehrzahl von ihren Mitbürgern gewählt, um theils das für das Wohl 
des Staats eilfame bei völliger Freiheit des Gedankens und des Worts zu ber 
vathen, theils wohlerwogene Bitten und Beſchwerden zu dem Throne des Mo⸗ 
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narchen gelangen zu laſſen. Außerdem ein Beamtenſtand, dem man neben Red⸗ 
lichkeit und Gewiſſenhaftigkeit, Einſicht und regen Willen für das Gute nicht ab⸗ 
ſprechen könne. Ferner eine Geiſtlichkeit und ein Lehrſtand, die in der Mehrzahl 
ihrer Glieder ganz geeignet jeien, durch Unterricht und Predigt auf Einſicht und 
Bildung, jo wie auf redlichen frommen Sinn und treue Berufserfüllung fördernd 
Endlich eine Finanz- und innere Verwaltung und eine Juſtizpflege. 
die als völlig geordnet und als unerſchütterlich gerecht ſich erwieſen. — Und den⸗ 
noch kein Vertrauen! Was will man denn? Das große Wort heißt: Konſtitu⸗ 
tion! und mit ihr eng verbunden: Preßfreiheit und Oeffentlichkeit! 
Eine Konſtitution gegeben, und das Problem für Preußen iſt gelöſet, der böſe 
Zauber, der alle mehr oder weniger gefeſſelt hält, verſchwunden, die Grundlage 
jeglichen Heils und Erdenglücks gegeben! Ein anderes Auskunftsmittel iſt nicht 
vorhanden. Der Monarch muß ſich überzeugen, es koſte, was es wolle, daß 
dies das Begehren des ganzen Volkes ſei. Er müſſe, müſſe des Volkes 
Wünſche erfüllen, müſſe endlich auf ſein Verlangen hören; es gehe nun einmal 
nicht auderes, eine Beſſerung der Zuftände ſei nicht eher zu hoffen. — Dieſe hei⸗ 
lige Trias: Konſtitution, Preßfreiheit, Oeffentlichkeit, beleuchtet dann unſer Ver⸗ 
faſſer in einer Weiſe, die Denen nicht zuſagen wird, die ſie mit fo heißem Eifer 
anbeten. Wir können die Beleuchtung mit wenigen Worten charakteriſiren. Sie 
lauten: O miseri, quae tanta insania, eives? 


Berlin den 27. April. Die Kurien des Vereinigten Landtags haben heute 
ihre eigentliche ſtändiſche Wirkſamkeit begonnen. Dies geſchieht unter dem Ein⸗ 
druck der erledigten Adreß-Debatte, welche hinlänglich gezeigt hat, daß der ein⸗ 
geſchlagene Weg wahrer Vermittelung und des Zuſammenwirkens von Regierung 
und Ständen der richtige und für das Wohl des Landes am meiſten gedeihliche iſt. 

Mit Befriedigung blicken wir darum hier noch einmal auf die erſte bereits 
vollendete Phaſe des Vereinigten Landtags zurück und ſprechen zugleich die ge⸗ 
rechte Hoffnung auf deſſen weitere ſegensreiche Wirkſamkeit aus. f 

Schon die Kürze des Zeitraums, welcher genügte, um die Debatten über 
die Adreſſe bis zu einer bezeichnenden Majorität zu erfchöpfen, läßt den Ernſt, 
die Ruhe und die Ueberlegung erkennen, womit eine Frage behandelt wurde, die 
theils um der Präcedenzien, theils um ihres Inhalts willen viel bedeutender war, 
als die gewöhnlichen Adreß-Verhandlungen in anderen Ländern. 

Gleich erfreulich wird dem Vaterlandsfreunde die Art und Weiſe der formel⸗ 
len Behandlung ſein. Wenn man bedenkt, daß gerade das Verfahren bei einer 
Antwort auf die Thronrede im Geſchäfts-Reglement nicht vorgeſehen war, viel⸗ 
mehr in dem letzteren Mittel genug vorhanden geweſen wären, einer Adreſſe über 
haupt auszuweichen oder jie zu erſchweren, fo wird man einerfeits den parlamen⸗ 
tariſchen Takt anerkennen müſſen, welchen die Mitglieder des Vereinigten Land⸗ 
tags ſowohl in der Leitung als in der Theilnahme des Einzelnen bewieſen haben, 
andererſeits aber auch das vertrauensvolle Entgegenkommen der Regierung bei 
allen gerechten Wünſchen der Verſammlung, ſo wie den ausgeſprochenen Willen 
von Seiten der Regierung, in die Verhandlungen des Landtags in keiner Art 
mehr einzugreifen, als es zum Wohle des Landes, alſo zu dem gemeinſamen 
Zweck von Regierung und Stände, nothwendig iſt. Zugleich kann auch das 
Verfahren bei der Adreß⸗Debatte am beſten dazu dienen, die Bildungsfähigkeit 
der neuen Geſetze zu erweiſen. Denn man hat bei den ſeitherigen Debatten das 
Geſchäfts⸗Reglement mit dem praktiſchen Bedürfniſſe zu allſeitiger Befriedigung 
zu vereinigen gewußt. Sie find alſo bereits zur Baſis eines Gewohnheits rechts 
geworden, welches ſich im Laufe der Zeiten ausbilden kann. 

Was endlich den Inhalt der Adreß-Debatte betrifft, fo wird Niemand die 
männliche Beſonnenheit in Abrede ſtellen, die ſich von allen Seiten geltend machte. 
So manche und verfchiedene Anſichten auch ausgeſprochen wurden, und zwar 
mit der ganzen Enſchiedenheit, welche gerade bei prinzipiellen Fragen fo leicht zu 
weit führt, ſo fand ſich zuletzt doch eine überwiegende Majorität in demjenigen 
Ausdruck der Geſinnung zuſammen, welche Se. Majeſtät der König durch die 
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freudige Votſchaft erwiedern konnte, daß Er Seinen getreuen Ständen gern die 
die Zuſicherung ertheilte, fie in 4 Jahren wieder vollzaͤhlig um Sich zu verſam⸗ 
meln, damit die Früchte beſſerer Erfahrungen nicht unbenutzt bleiben. Ein mehr 
ſchlagender Beweis gegen alle diejenigen Beſtrebungen, welche ſchon ſeit Jahren 
auf der Oberfläche der Deutſchen Verhältniſſe ihr Spiel treiben und welche auch 
unſere neuen ſtändiſchen Geſetze in ihrer Entwickelung zu ſtören hofften, konnte 
nicht geführt werden, und das Ausland mag ſich überzeugen, welch' ein Kern 
unter der Schale verborgen liegt, die es ſchon gar häufig für den Kern ges 
nommen hat. 

Dieſe Betrachtungen rechtfertigen aber unſere Hoffnung für die kommenden 
Debatten des Landtages um ſo mehr, als zwei große, wenn auch glücklich um⸗ 
ſchiffte, Klippen dieſen Verhandlungen nicht mehr im Wege liegen. Sie ent⸗ 
wickeln ſich nämlich jetzt nicht mehr auf dem Terrain der Prinzipien, auf welchem 
die Wärme der Empfindung den Einzelnen leicht weiter fuͤhrt, als für das Wohl 
des Ganzen gut iſt, ſondern fie entwickeln ſich am den einzelnen ſtofflichen Fra⸗ 
gen. Mag ſich dabei auch die entſchiedenſte Meinung nach beiden Seiten hin 
geltend machen, ſo werden doch, wie es bei der Entſcheidung über faktiſche, 
greifbare Verhälniſſe natürlich iſt, immer nur die größten Kenntuiſſe von der 
Sachlage und die beſten Gründe auf die Majorität zählen fönnen. Zum Anderen 
iſt die Form der Debatte jetzt ſehr erleichtert. Deren richtige Form war bei einer 
Adreſſe ſchon darum fchwerer zu finden, weil das Geſetz ſelbſt nichts an die Hand 
gab und jedes Präziedens oder analoges Beiſpiel fehlte. Für Propoſitionen und 
Petitionen iſt aber die Form bereits vorgeſchrieben und die Debatte erleichtert, 
weil es ſich hierbei nicht ſowohl mehr um einen möglichſt einſtimmigen Ausdruck 
der Geſammtheit des Landtags, als vielmehr um die geſetzliche Majorität handelt, 
und weil die Ausdrucksweiſe bei Bitten und Beſchwerden leichter richtig zu finden 
iſt, als die Form, um welche es ſich bei der Adreſſe handelte. . 

Berlin den 28. April. Das Königliche Kammergericht hat bereits heute 
in öffentlicher Sitzung gegen mehrere der von dem Staats-Anwalte angetlagten 
Tumultuanten erkannt und mehr oder minder ſchwere Strafen gegen dieſelben 
eg der Mahl⸗ und Schlachtſteuer und die 1 
rung einer Klaſſen- oder Einkommenſteuer an deren Stelle, iſt ſeit einigen Jahren 
ſo vielfach in öffentlichen Blättern beſprochen worden, daß die Auſichten darüber im 
Allgemeinen kaum noch getheilt fein möchten. Es haben gewichtige Stimmen, für 
die Beibehaltung der Schlacht- und Mahlſteuer, wenigſtens einer gewiſſer⸗ 
maßen modifizirten, ausgeſprochen. Namentlich iſt hierher zu rechnen der Atmen⸗ 
Commiſſions⸗Vorſteher Liedte, welcher durch die Einführung eines, von den 
ſchönſten Erfolgen gekroͤnten, Sparkaſſen⸗Syſtems dich die Anerkennung aller Edel⸗ 
denkenden und den Dank vieler Tauſend Hülfsbedurftigen verdient hat. Daß ein 
ſolcher Mann ein anderes, als das allgemeine Jutereſſe „ und namentlich das In⸗ 
tereſſe der ärmeren Klaſſen, im Auge haben könne, eine 25 Aunahme wird durch 
die Erfahrung unbedingt ausgeſchloſſen. Im allgemeinen Intereſſe liegt es, und 
Jedermann wird Herrn Liedke darin beiſtimmen, wenn eine Stener, 7 dies findet 
bei der Schlacht- und Mahlſteuer ſtatt, in kleinen, ſehr flelnen 3 entrichtet 
wird. Bei dem Fleiſche, deſſen Preis für das Pfund zwiſchen 32 und 5 Sgr. 

d zu wechſeln pflegt, iſt die Steuer von 351 Pf. per Pfund nicht ſondetlich hoch in 
Anſchlag zu bringen, und der Arme, der nicht einmal immer pfundweiſe, fondern 


oft nur ein halbes oder ein viertel Pfund kauft, kaun bei einem Erlaß der Steuer 


i einen Nutzen haben. Noch augenſcheinlicher zeige ſich dies, berech⸗ 
a Keile hn de a herausgegebenen Schrift „Die Schlacht⸗ und 
Mahlſteuer und die Armen“, bei dem Brodverbrauch, namentlich wenn, u jetzt, 
die Getreidepreiſe hoch ſind. Da nämlich die Steuer für den Centner Roggen⸗ 
mehl nur 63 Sgr. beträgt, ſo beträgt dieſelbe bei einem Sagen, auf 
welches 21 Pfd. Mehl verwendet werden, 2 Pfennige. Für 2 Pfennige kann 
aber etwa 34 Loth Mehl oder 43 Loth Brod gegeben werben, und das Roggen, 
brod müßte alſo, ſtatt 3 Pfd. 16 Loth., unverſteuert 3 Pfd. 21 ech. ee, Ein 
Unterſchied von 5 Loth iſt aber bei einem Füufgroſchenbrode kaum in Anſchlag zu 
bringen, zumal wenn auch no ch der Umſtand berückſichtigen iſt, daß die en. 
ſelnden Kornpreije und die Verſchiedenheit des Gewichts, das man bei 55 se 
denen Bäckern findet, eine Controlirung nicht leicht möglich machen. erg weni 
ger aber kommt den Armen, wie überhaupt dem Publikum, 1 Erlaß der Mahl⸗ 
ſteuer bei der Conſumtion der kleineren Weißbrodwaaren, der Semmel c., zu Gute, 
wo, wie leicht erſichtlich, das erlaſſene Steuerquantum kaum in Auſchlag gebracht 

verden kann. a 
we würde den ärmeren Klaſſen eine weſentliche Erleichterung zu zur 
werden (denn eine Steuerlaſt beſteht bei der Schlacht- und . nament 1 
für die Klaſſen allerdings), wenn ihnen ein Erſatz für ihren 5 ge⸗ 
währt würde. Einen ſolchen Erſatz erblickt Hr. Liedke in einer Ru ckver g ü⸗ 
tung der Schlacht⸗ und Mahlſteuer im Ganzen, wodurch den Armen freies Brot 

iefer önnte. 

Kae 1 8 Faſt täglich langen jetzt Kabinets⸗Couriere aus Paris an, die 
theils der franzöſiſchen Geſandtſchaft Depeſchen zu überbringen haben, theils nut 
hier durch nach Petersburg eilen. Die Alliance zwiſchen Frankreich ſcheint jest ins 
niger als je zu ſein. Man zweifelt, daß das F Rußlands an Frankreichs 
allein dieſes enge Bündniß bernongeruen he l 5 Eu vielmehr, daß noch wich⸗ 

i i finde dem Allen zum 105 1 

e A0 iſt der ee Transport Getreide per Eiſenbahn hier ange⸗ 


kommen. 


Die ſtädtiſchen Behörden haben, mit Rückſicht auf die jetzt ſehr theuren Le⸗ 
beusmittel, beſonders der Kartoffeln, beſchloſſen, von letztern fo viel als möglich 
aufkaufen zu laſſen und fie theils an unbemittelte Famitien zu einem ſehr billigen 


Preiſe zu uͤberlaſſen, theils den Armen gegen Vorzeigung der von den Armen⸗ 


Kommiſſionen zu verabreichenden Karten zu vera Die Geldepfer, welche 
die Stadt zu dieſem Zweck bringt, find gar nicht fefigefegt, ſondern dem Zeitbe⸗ 
dürfniß überlaſſen. 

Berlin. — Jetzt verſammeln ſich hier viele MH geordnete in einem Ho⸗ 
tel, um einen beſondern Clubb zu bilden. Jedem Zutretenden ſollen gewiſſe 
Grundbedingungen als politiſches Glaubensbekenntniß elegt werden, nach 
welchem in der Folge gemeinſam zu handeln iſt. In 905 ſollen alle im 
Ständeſaale vorgelegten Fragen im voraus debattirt und Entſchlüſſe dar⸗ 
über gefaßt werden, welche dann in Majorität angenommen gemeinfam auch bei 
den Abſtimmungen zu vertreten find. Die Oppoſition ſcheidet damit aus dem 
Mielentz'ſchen Saale, wo bisher ohne Unterſchied der Meinungen alle Deputirten 
ſich verſammelten und kein Uebereinkommen zu ſchließen, keine Vorträge und Con— 
ferenzen zu halten moglich war. Die Oppoſition kommt damit zu einer Sonde⸗ 
rung von der Menge und einer feſteren Geſtalt. 

Dem hieſigen Handlungshauſe Reisner Söhne ſind von der Königl. See⸗ 
handlung zwei ihrer Dampfböte zur Dispoſition geſtellt, um das in Preußen 
verſchloſſene Getreide jo ſchleunig als möglich hierher ſchaffen zu können. 

Berlin den 27. April. Eine Deputation der hieſigen Stadtverordneten, 
bei denen ſich auch der Bürgermeiſter Naunyn befand, begab ſich dieſer Tage zu 
dem Miniſter des Innern, Hrn. v. Bodelſchwingh, um ihm die augenblickliche 
Lage der Dinge am hieſigen Orte offen darzulegen, und die Ergreifung geeigne⸗ 
ter Maßregeln zur Abhülfe des Nothſtandes zu erbitten. Nach dem, was man 
hört, hat der Herr Miniſter erwiedert, daß die Regierung Alles aufbieten werde, 
um den Nothſtand, ſo viel in ihren Kräften ſtehe, zu mildern, und daß dazu 
auch eine Ordre gehöre, durch welche das Verbrennen von Kartoffeln zu Spiri⸗ 
tus unterſagt werden wird, daß ſolche aber noch nicht publieirt werden könne, 
weil nach einem beſtehenden Staats-Vertrage dieſe Maßregel nicht ohne Einwilli⸗ 
gung der Sächſiſchen Regierung genommen werden dürfe. Dieſe Einwilligun, 
erwarte man in den nächſten Tagen und dann werde ſofort das Verbot ue 
werden ). 

Auf die hier auweſenden Schleswig Holſteiniſchen Deputirten muß die wahr⸗ 


haft freiſinnige Erklärung des Miniſters v. Bodelſchwingh in der Sitzung der 


drei Stände am 20. April einen ſehr eigenthümlichen Eindruck gemacht haben; 
denn bekanntlch war das eben der Fall, welcher das Auseinandergehen der vorigen 
Schleswigſchen Ständeverſammlung verurſachte, daß der dortige Landtagscom⸗ 
miſſar gerade das Gegentheil von dem hieſigen that und, auf den Buchstaben ge⸗ 
ſtützt, alle Berathung von Petitionen vor Erledigung der Königl. Propofitionen 
unterſagte. Das Verhalten, was hier beobachtet worden, giebt uns von neuem 
den erfreulichen Beweis, daß unſere Regierung bereit iſt, bei e der 
ſtändiſchen Geſetze mit ächter Lieberalität zu Werke zu gehen und keinesweg ihr 
Recht auf die Spibe zu ſtellen. Man kann fragen, was beſſer ſei, eine ſehr libe⸗ 
ral klingende Verfaſſung, wie z. B. die, allerdings ſehr überſchätzte wu che, 
die aber unfreiſiunig gehandhabt und durch beengende Auslegung zur u ung 
gemacht wird, oder eine ſolche, die weniger Anſprüche giebt, aber durch ihre 
Ausübung den vernünftigen Zweck einer Verfaſſung mit Vollſtaͤndigkeit verwirk⸗ 
licht? Es wird nun darauf aukommen, daß man auch von Seiten der Oppoſi⸗ 
tion nicht auf der Bahn der Chicane, der ſchroffen, unbilligen Einſeitigkeit 
und Buchſtabenkleberei eingeht, welche anderwärts einzelne wohlmeinende R lie 
rungen fait genöthigt hat, ſich mit denſelben Waffen zu vertheidigen, mit denen 
ſie angegriffen worden. 3 

Stettin den 27. April. Am geſtrigen Tage iſt hier Alles ruhig geblieben. 
Ebenſo am hentigen Landmarkte, zu dem übrigens von Kartoffela ſehr wenig 
eingetroffen war. Nur der Vorſicht wegen ſind die Bäckerläden noch immer mit 
einzelnen Militairs beſetzt und Abtheilungen von ſolchen auf den Marktplätzen de. 
aufgeſtellt. 

Koblenz den 24. April. In der Unterſuchungsſache gegen Dronke wurde 
heute das Urtheil nach den Anträgen der Staatsbehörde ausgeſprochen und Dronke 
wegen aller ihm zur Laſt gelegten Vergehen zu einer zweijährigen Gef äng⸗ 
nißſtrafe verurtheilt. Die Frage, ob er als Ausländer hier vor Gericht gezo⸗ 
gen werden könne, wurde aus dem Grunde für irrelevant erklärt, weil es ſeſt⸗ 
ſtehe, daß Dronke an drei Bekannte drei Exemplare verſandt habe und dieß eine 
Verbreitung enthalte, wo Koblenz als der Ort der vollbrachten That angeſehen 
werden müſſe, wenn auch die Verſendung von Frankfurt aus geſchehen ſei. Im 
übrigen wurde auf den Grund einzelner angeführte Stellen angenommen, daß 
das Buch den radicalſten Communismus enthalte und dem gegenwärtigen Staate 
und dem Chriſtenthum gleich feindlich gegenüberſtehe, daß auch durch einzelne 
Aeußerungen der König mittelbar und unmittelbar beleidigt und die Geſetze und 
Anordnungen auf freche, unehrerbietige Weiſe getadelt ſeien. Endlich jei auch 
der Polizei⸗Direktor Duncker durch den betreffenden Paſſus mit Beziehung a 


ſein Amt beleidigt und daher die Strafe des ſchwerſten Vergehens zu erkennen. 
*) Di eitung meldet daſſelbe, außerdem aber noch Eben v. 
man 4 Ausfuhr von ce und Getreide Brig na ZA 
u zu erwarten fei; auch ſoll beabſichtigt werden, eine * rpropriation der 
Abermaßigen Getreide und Kartoffel⸗Vorräthe, wo ſolche ſich das Veri der 17 8 
eintreten zu laſſen und bei ungebührlichem ae a de das Verbot die Beſtim⸗ 
mungen des Staats rechts wegen de Conſiscation den. i * 


7 ˙· i»ꝛüñů -- v0 


839 N b 


51 u 8 lan d. 
Oe un t ſ ch la un b. 

Dresden. Die Miniſterien des Innern und der Juſtiz haben am 22. 
April folgende Bekanntmachung erlaſſen: „Mehrfachen Anzeigen zufolge, find 
ſchon ſeit einiger Zeit nicht allein auswärts, ſondern auch in Sachſen häufig anf 
rühreriſche Druckſchriften auf verſchiedene Art, durch Auswerfen in den 
Straßen und Häuſern, unbeſtellte Zuſendung an Einzelne, oft mit der Aufforde— 
rung zu weiterer Vertheilung, Anbietung durch Hanſirer oder ſogenannte Colpor⸗ 
teurs ꝛc., verbreitet worden. Muß auch deren Inhalt von jedem Verſtändigen 
ſofort als nichtswürdig und verbrecheriſch erkannt werden, jo find doch die darin 
enthaltenen gefährlichen Grundſaätze oft in ſolcher Weiſe dargeſtellt, daß minder 
Einſichtsvolle leicht davon befangen und irregeleitet werden könnten. Liegt es nun 
im Intereſſe des Einzelnen wie des Ganzen, dieſem überhaudnehmenden verbre⸗ 
cheriſchen und nach Maßgabe der Beſtimmungen des Kriminal- Geſetzbuches ſraf⸗ 
baren Treiben zu ſteuern, und reichen gleichwohl hierzu, der Verſchmitztheit ge— 
genüber, welche dabei angewendet zu werden pflegt, die gewöhnlichen Mittel nicht 
aus, ſo haben ſich die unterzeichneten Miniſterien bewogen gefunden, hiermit zur 
öffentlichen Keuntniß zu bringen: „Daß demjenigen, welcher zur Entdeckung und 
Ueberführung der Verbreiter ſolcher aufrühreriſcher Schriften dergeſtalt mitwirkt, 
daß mit Erfolg zu einer Kriminalunterſuchung zu gelangen iſt, inſoſern er nicht 
ohnehin eine amtliche Verpflichtung zu dieſer Mitwirkung hat, eine außerordentliche 
Belohnung von 20 bis 100 Kehle. zu Theil werden ſoll.“ Uebrigens iſt von 
der Pflichtmäßigkeit der Behörden aller Kategoricen zu erwarten, daß ſie auch ih⸗ 
rerſeits fortwährend dieſer wichtigen Angelegenheit ihre ernſteſte Aufmerlſamkeit 
widmen und eintretenden Falls den Geſetzen gemäß zu verfahren unvergeſſen ſein 
werden.“ f 
Der D. A. 3. wird aus Dresden vom 26. April gemeldt: „Auch hier iſt 
es heute früh wegen der Theurung der nothwendigſten Lebensbedürfniſſe zu eruſt⸗ 
lichen Thätlichkeiten gekommen. Eine Vauerfrau, welche das Mäßchen Kartof⸗ 
ſeln für 12 Pf. verkaufte, forderte in Folge des ſtarken Andranges bald 15 Pf. 
dafür, ſoll ſich aber auch damit noch nicht begnügt, ſondern zuletzt ſogar 2 Ngr. 
verlangt haben. Dies hatte denn bald die Nachfragenden ſo aufgereizt, daß 
heftiger Zant entſtand; und als gar die Frau ihren Knecht beauftragte, zuſam— 
menzupacken, um den Markt zu verlaſſen, ſiel die gereizte Menge theils über die 
Kartoffeln her, mit denen jene geworfen wurde, theils ſchlug man auch auf ſie 
ein. Um die gefährlichſten Mißhandlungen zu verhüten, mußte ſie im Rathhauſe 
in Schutz genommen werden.“ 

Gotha. Die neueſte Nummer der Geſetz⸗Sammlung enthält eine lan⸗ 
desherrliche Verordnung, deren Beſtimmungen darauf abzielen, alle zu weit ge⸗ 
hende Theilung und Zerſplitterung des Grundbeſitzes zu verhüten, fo wie die Zu⸗ 
ſammenlegung von Grundſtücken zu befördern. s 

Aus dem Großherzogthum Heſſen den 24. April. Die revolu: 
tionaire Propaganda oder vielmehr einige vagabundirende Genies, welchen 
Baden die neulich bekannt gewordenen ſchlecht ſtyliſirten Manifeſte verdankt, ſpe⸗ 
kuliren jetzt auch in unſerem ruhigen Lande auf die — wie allerwärts — fühl⸗ 
bare Noth. Freiheitsaufrufe, d. h. freundliche Hindeutungen auf die Läden der 
Bäcker und Vietualienhändler ſollen hier und da von unſichtbaren Händen ver- 
theilt worden fein, aber ihren Zweck verfehlt haben, ſchon weil das Volk weiß, 
daß namentlich die Bäcker großentheils die Folgen der Theuerung mit zu tragen 
haben. Dagegen mögen die Beſchuldigungen des Korn- und Kartoffelwu— 
chers gegen einzelne Privatleute und ſogar Staatabeamte aus andern Quellen 
entſpringen, gleichwohl aber zum Theil ebenfalls von Neid und Privathaß ausge— 
beutet werden. Wenigſtens wird ſolcher Verdacht mitunter gegen Männer laut, 
deren ſonſtiger Ruf als das ſicherſte Entlaſtungszeugniß gelten kann, oder bei 
welchen vorauszuſetzen iſt, daß ihre amtliche Stellung die ſchärfſte Prüfung der 
oberſten Staatsgewalt ſelbſt durch den Schatten jenes Verdachtes hervorrufen 
würde. Wiederum eine andere Kategorie bildet die Klage der Arbeiter in gro⸗ 
ßen Geſchäftshaushalten: daß ihre Principale die Koſten der theueren Zeit ihren 
Untergebenen allein aufbürden wollen, ſtatt ſie in billigem Maße zu theilen, aber 
auch in dieſer Hinſicht kann nur Irrthum oder böſer Wille von einer verbreiteten 
Mißſtimmung oder gar von communiſtiſchem Ideenumlaufe ſprechen, da jene 
Klage nach unſeren ſichern Erfahrungen überall nur einzelne Brodherrn trifft, de⸗ 
ren Egoismus durch weit zahlreichere Beiſpiele uneigennütziger Sorge ihrer Collegen 
für ihre Untergebenen um fo mehr und haßlicher auffällt. Dieſe Sorge wird ins 
deſſen nicht blos durch ein ſchönes Selbſtbewußtſein, durch die Dankbarkeit der 
Verſorgten und durch die öffentliche Achtung belohnt, ſondern auch durch die qua» 
litative Thätigkeit ihrer Arbeiter, durch die Luſt und Liebe dieſer an ihrem Tage⸗ 
werke. Minder begüterte Unternehmer, Fabrikauten, Handwerksmeiſter u. ſ. w. 
vermindern lieber die Zahl als den Lohn ihrer Arbeiter und Gehülfen, wo die 
temporaire Verminderung ihres Abſatzetz und Vermehrung ihrer Haushaltungsko⸗ 
ſten ſie zu irgend einer Abänderung nöthigt. Wir möchten bei dieſer Gelegenheit 
allen Erziehern, beſonders auch den Volkserziehern im Großen, recht 

lant eine oft von uns gemachte Beobachtung zurufen: daß nämlich die Billigkeit 
des Urtheils über Brodherren und Begüterte überhaupt und der damit zuſammen⸗ 
hangende Muth zu Leben, Arbeit und temporairer Entbehrung bei den niederen 
Volksklaſſen von dem Grade ihrer allgemeinen Bildung und Aufklärung abhängt; 
und daß das ſtärkſte Bollwerk gegen communiſtiſche Schwindeleien in der wachſen⸗ 
den Volts aufklärung beſteht. Wer Bildung und Einſicht genug gewonnen 


hat, die Gliederung der menſchlichen Geſellſchaft in ihren natürlichen und 
nothwendigen Abſtufungen zu überblicken, weiß auch die Anſprüche der einzelnen 
Glieder, alſo ſeine eigenen, zu beſtimmen und zu ermäßigen. Nur wer auf 
kalter Höhe oder in dumpfer Tiefe der Geſellſchaft iſolirt ſich ſtellt, wird zum ein⸗ 
ſeitigen Egoiſten. Unter den Feinden dieſer heilbringenden Volksbildung nehmen 
Pietiſten und Mucker eine Stelle ein, deren Gefährlichkeit für das allgemeine 
Beſte glücklicher Weiſe durch das Gegengift der Lächerlichkeit gemindert wird. In 
Butzbach z. B. deducirt ein Bruder dieſes Ordens die Unfähigkeit eines allgemein 
geachteten Bürgers, ſeine Gemeinderathsſtelle zu bekleiden, aus feinem Unglauben 
an die Wunder; in Offenbach ruft ein anderer Gottes Strafgericht auf die harm⸗ 
loſen Vergnügungen der höheren Geſellſchaftskreiſe herab. 
Ideologen, welche den meteoriſchen Schein nie zu verwirklichender Ideale als blen⸗ 
dendes Streiflicht in die Welt der Realitäten werfen, ohne auch nur einen prak⸗ 
tiſchen Verſuch zum Brückenbau vom Ideale zur Wirklichkeit zu machen — eine 
alte Deutſche Sünde, oſt von den Edelſten begangen, von den Unedelſten in ver⸗ 
derblicher Karrikirung nachgeäfft. N 

Vom Neckar. — Dem Domkapitel in Rottenburg wurde durch ein Schrei⸗ 
ben des Kardinal⸗Staatsſecretairs Gizzi eröffnet: daß Se. päpſtliche Heiligkeit ſich 
aus dringenden Gründen (gravibus ita exigentibus rationibus) bewogen gefun⸗ 
den habe, die am 8. Januar v. J. von dem Domcapitel vollzogene Wahl eines 
neuen Biſchofes zu verwerfen und ungültig zu erklären. Uebrigens iſt in dem 
augeführten Erlaſſe weder in Beziehung auf das Formelle der Wahl irgend einer 
jener dringenden Gründe ausgedrückt, noch in demſelben irgend eine Beziehung 
auf die Perſon des Grwählten enthalten, ſondern der ganze übrige Inhalt be⸗ 
ſchräukt ſich darauf, dem Domkapitel eine neue freie Wahl eines Biſchofs zu ges 
ſtatten, und deren Vornahme innerhalb drei Monaten anzuordnen. (A. A. Z.) 

München. — Noch in dieſem Monate werden Se. Königl. Hohheit Prinz 
Luitpold und Gemahlin aus Florenz hier eintreffen. Faſt gleichzeitig erfolgt die 
Rückkunft des Kronprinzen, der aus Athen ſchwerlich gute oder beſonders erbauliche 
Eindrücke mit ſich bringt. Aus Anlaß der Türkiſch⸗Griechiſchen Differenz herrſcht 
hier eine Verſtimmung gegen England und deſſen herzlos egoiftifche Politik, wie 
ſie nicht wohl ſchärfer geſtachelt ſein könnte. Dagegen werden Oeſterreichs auf⸗ 
richtige Bemühungen zur Vermittelung gebührend anerkaunt. Die Sorgen um 
den mühevoll gegründeten Thron ſeines erlauchten Sohnes in Athen bereiteten un⸗ 
ſerm Monarchen in der jüngſten Zeit wieder manche bittere Stunde. 

Das Duell in Freiburg fand zwiſchen dem Literaten Dr. E. J. Braun 
und dem vormaligen Lieutenant Gottreu ſtatt, in welchem Erſterer durch einen 
Schuß ſo gefährlich verwundet wurde, daß an ſeinem Aufkommen gezweifelt wird. 
Sein Gegner ſoll ſich über den Rhein geflüchtet haben. 

Aus Oldenburg vom 24. April berichtet eine Nordd. Ztg.: „Schon ge⸗ 
ſtern trug man ſich hier mit dem Gerücht einer bevorſtehenden Erledigung des 
Bentinck'ſchen Erbfolgeſtreits, doch waren die Data zu unbeſtimmt für 
eine weitere Mittheilung. Nach heute eingezogenen Erkundigungen an den beſten 
Quellen ergiebt ſich nun, daß in den letzten Tagen Noten von mehren Deutſchen 
Höfen ſowie auch von England eingelaufen, welche auf die Bekanntmachung des 
noch immer nicht von unſerer Regierung publieirten Bundesbeſchluſſes in der Ben⸗ 
tinck'ſchen Angelegenheit und folgeweiſe auf die Einſetzung des Grafen Karl Ben⸗ 
ind in den Beſitz des ſtreitigen Nachlaſſes des Reichsgrafen Wilhelm Guſtav 
Friedrich Bentinck dringen. Als Termin der Ausführung ſei der 23. April feſt⸗ 
geſetzt, und auf das dem Bundestage zuſtehende Recht, im Falle der Weigerung 
Execution ins Land zu legen, hingewieſen worden. Selbſt Baiern, Wuͤrtem⸗ 
berg, Baden, Heſſen, welche früher auf Seiten Oldenburgs waren, haben ſich 


jezt der Majorität augeſchloſſen und Notificationen im gleichen Sinn erlaſſen. 


Oeſterreich allein hat die Milde ſeiner vermittelnden Politik auch hier nicht ver⸗ 
läugnet, indem es einen vorherigen Vergleichs verſuch empfiehlt, des Inhalts, daß der 
jetzige Beſitzer Graf Guſtav Bentinck das Gut Garvens erhalte als Fideicommiß 
für ſich und ſeine Erben; außerdem möchte ihm noch eine geldliche Entſchädigung 
von 100,000 Thir. zuerkannt werden. In Folge dieſer Aufforderung glaubt 
man hier täglich der Bekanntmachung des Bundestagsbeſchluſſes entgegenſehen 
zu können.“ ö 
Hamburg den 25. April. Die Schleswig⸗Holſteiniſchen Männer Beſe⸗ 
ler, Tiedemann und Clauſſen erhielten hier von dem Schleswig ⸗Holſteini⸗ 
ſchen Verein ein Ständchen, bei welchem Prof. Wurm eine ſehr kraftige Stand⸗ 
rede hielt. Die Rechtsfrage der Deutſchen Herzogthümer iſt nicht in Vergeſſen⸗ 
heit gerathen, wie neulich öffentlich verdächtigt worden; daß ſie aber nicht mehr 
von Harfeniſtinnen und Bänkelſängern auf allen Straßen abgeleiert wird, kann 
ihr nur nützlich ſein. > 
Vom Niederrhein. Wenn bis jetzt nur Wenige den Gefühlen Worte 
verliehen, die die großartige Thronrede an den Ufern des Rheins hervorgerufen, 
wenn die freudige Stimmung der Gemüther über eine Reihenfolge von Geſetzen 
und Einrichtungen, die lang gehegten Wünſchen völlige Befriedigung gewähren, 
ſich noch nicht bis zu einem allgemeinen Dank erhoben, ſo iſt dies theils Folge der 
Ueberraſchung, theils die Erwartung, daß die Vertreter der Nation ſolchen dem 
hohen Geber darbringen werden. Die in der Hauptſtadt des Landes ausgegebene 
Loſung iſt: „Man erwartet, daß jeder Preuße ſeine Pflicht thue! 1 Hierhin aber 
rechnen wir vor Allem den Ausdruck eines innigen, tief gefühlten, un verkü m⸗ 


merten Dankes und die Bewahrung von Mäßigung und Takt bei den Debatten 


über die fo hochwichtigen Fragen ſowohl der Berechtigungen der Nation als ihrer 
materiellen Intereſſen. Vei dieſer Auffaſſung der Pflichten eines Preußen können 


Gefährlicher ſind die 
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unſere Gefühle dann auch weder die Angriffe gegen die Geſchäftsordnung des all⸗ 
gemeinen Landtages, als auch die mißtrauiſchen Vorrechnungen gegen unbeabſich⸗ 
tigte Verkümmerungen ſtändiſcher Rechte in der Addreſſe, womit das welthiſtoriſche 
Schauſpiel der erſten Nationalrepräſentation Preußens begonnen, Befriedigung ge⸗ 
währen. Und dies iſt der Eindruck, den die bisherigen ſtändiſchen Verhandlungen 
auf eine große Zahl der Bewohner des Niederrheins gemacht haben. Umſoweni⸗ 
ger glaubten wir hiermit zurückhalten zu dürfen, als es eben die Berufung auf 
ihre Kommittenten iſt, die einige Volksvertreter als die Veweggründe ihrer Ver⸗ 
wahrungen angegeben haben. 
O e ſter reich. 

Wien den 25. April. Se. Majeſtät der Kaiſer hat den Gouverneur des 
Küſtenlandes, Franz Grafen Stadion, zum Gouverneur von Galizien ernannt. 

Wien. — Die Thronrede und die Propoſitionen des Königs von Preu⸗ 
ßen haben in vielen hieſigen Kreiſen eine beruhigende Stimmung erweckt; die An⸗ 

ſichten, welche der König an den Tag gelegt, ſind jene, welche hierorts zumeiſt 
vorherrſchend erſcheinen? und dieſe vielleicht unwillkürliche Sympathie ausgeſpro⸗ 
chen durch des Königs Mund, begründete in Oeſterreich ein neues, kräftiges Ver⸗ 
trauen in Deutſchlands Macht und Einheit; ein Vertrauen, welches um fo wich— 
tiger iſt, als die ſüdlichen Fragen eine größere Verzagtheit im hieſigen Publikum 
erzeugten, als alle kritiſchen Momente dieſes Decenniums. — Man hielt den 
Türkiſch⸗Griechiſchen Streit ſchon für ausgeglichen, wogegen die Ungewißheit, die 
noch zur Stunde über den Erfolg der neueſten Schritte herrſcht, um ſo peinlicher 
empfunden wird. | 
Frankreich. 

Paris den 25. April. Wegen der ſtarken Getreide-Zufuhr, welche am 16. 

und 17. zu Marſeille im Betrage von 200,000 Hektolitern anlangte, iſt dort, 
ſo wie auf den meiſten ſüdlichen Märkten, der Getreidepreis ziemlich gewichen, 
was auch geſtern auf hieſigem Markte der Fall war. Zu Havre und auf den 
benachbarten Märkten ſind dagegen die Preiſe, wegen des Steigens in England, 
wieder höher gegangen, da man von dort her nicht mehr ſo viel Getreide einführen 
zu können glaubt. Der Moniteur ſagt heute: „Die Einfuhr von fremdem 
Getreide fährt fort, in beträchtlichem Verhältniß zuzunehmen; in den erſten vier⸗ 
zehn Tagen des Monats April wurden eingeführt: vom Atlantiſchen Ocean 
366,657, aus dem Mittelmeer 391,852, über die Landgrenze 84,711, zu⸗ 
ſammen 843,220 Hektoliter Getreide. Seit dem 1. Juli 1846, alſo ſeit der 
letzten Ernte bis Mitte April, ſind nun 5,903,597 Hektoliter Getreide eingeführt 
worden.“ 

Die Pairs- Kammer hat geſtern die allgemeine Diskuſſion über den Geſetz⸗ 
Entwurf in Betreff der Stellvertretung im Militairdienſt geſchloſſen und die beiden 
erſten Artikel deſſelben genehmigt. 

Das Journal des Debats ſelbſt erkennt jetzt, in Folge des Ergebniſſes 
der Abſtimmung der Deputirten-Kammer über die Rémuſatſche Propofition an, 
daß fortan ein vollſtändiger Bruch zwiſchen den beiden Fraktionen der konſervativen 
Partei, zwiſchen den ſtabilen und den progreſſiſtiſchen Konſervativen, beſtehe. 
Das miniſterielle Blatt giebt ſich das Anſehen, als freue es ſich über dieſe neue 
Wendung, wenn auch die Rémuſatſche Propoſition nur mit einer Majorität von 
49 Stimmen verworfen worden. Es ſagt, dieſe Majorität ſei zwar in der That 
weniger bedeutend, als die, mit welcher die Wahlreform-Propoſition des Herrn 
Duvergier de Hauranne unlängſt zurückgewieſen worden; ſie jei aber um ſo befrie⸗ 
digender, da die abtrünnigen Konſervativen nunmehr definitiv aus den miniſte⸗ 
riellen Reihen ausgeſchieden ſeien. 

Der Oberſt von St. Arnaud, dem man die Gefangennahme Bu⸗Maſa's ver⸗ 
dankt, iſt vom Könige zum Grade eines Marechal de Camp befördert worden. 

Seit vierzehn Tagen haben die Franzöſiſchen Seidenmanufakturen und die 
Fabriken von Pariſer Artikeln anſehnliche Beſtellungen aus den Vereinigten Staa⸗ 
ten erhalten. Da die Amerikaner ſeit acht Monaten für die Ausfuhr von Cerea⸗ 
lien nach Europa mehr als 600 Millionen eingenommen haben, ſo hofft man, 
es werde der Handel zwiſchen den Franzöſiſchen Fabriken und Nordamerika einen 

tenden Aufſchwung nehmen. N 
n erſten e . Jahres find 14 — 1500 Perfonen, ei uus El⸗ 
ſaß „Lothringen und Süd⸗Frankreich, auf Staatskoſten nach Algerien ausgewan⸗ 

dert; mehr als die Hälfte waren Männer. 

Kapitain Bechameil, Befehlshaber des Franzöſiſchen Geſchwaders an den 
Algieriſchen Küſten, iſt geſtern von Paris abgereiſt, um während der nun definis 
io beſchloſſenen Expedition nach Kabylien ſein Kommando zu übernehmen. 

Herr Forth⸗Rouen, der neue Franzöſiſche Geſchäftsträger in China, hat ſich 
in Cherbourg nach ſeiner Beſtimmung eingeſchifft. Wenige Stunden vor der 
Abfahrt erhielt er aus Paris den Beſehl, in Liſſabon anzulegen und dem Franzö⸗ 
ſiſchen Geſandten, Baron von Varennes, die neuen, durch die letzten Ereigniſſe 
nöthig gewordenen Inftruttionen zu überbringen. 

Das Journal des Dep ats erklärt ſich im Prinzip für das gleichfoͤrmige 
Briefporto, wofür die Engliſchen Erfahrungen ſich einmal entſchieden hätten. Die 
ganze Frage ſei aber die, daß man vorläufig ein Defizit dadurch erhalte, und ob 
es gerathen ſei, bei der heutigen Finanzlage eine Reform zu unternehmen, die 
eine Einnahme » Verminderung veraulaſſen würde. Wolle man aber Reform auf 
Gefahr eines momentanen Defizits hin, ſo frage ke ob man nicht dringendere 
Reformen habe, wie z. B. die Aufhebung de See . 
Die Bank von Frankreich wird in einigen . der Bank von England die 
21 Million Franken, die fie im December v. J. durch Vermittlung der Herren 


Baring und Hottinguer entliehen hat, heimzahlen. Das von St. Petersburg 
gekommene Gold ſoll zu dieſem Behuf verwendet werden. 
Spanien. a 

Madrid den 18. April. Heute, als am Sonntag, war die Börſe ge⸗ 
ſchloſſen. Es zirkuliren wiederum unwahrſcheinliche Gerüchte von einer Modiſt⸗ 
kation, die im Miniſterium eintreten ſolle; Salamanca werde ſich zurückziehen und 
das Miniſterium durch Reynoſo ergänzt werden. 15 

Der General Narvaez wird erſt zu Ende dieſes Monats Madrid verlaſſen, 
um nach Paris zu gehen. 

Die letzten Briefe aus Liſſabon lauten wenig erfreulich. Von der Junta 
in Porto iſt eine Expedition in der Richtung nach der Hauptſtadt abgeſchickt wor⸗ 
den. An der Küſte von Setubal hat eine Ausſchiffung von Inſurgenten ſtattge⸗ 
funden. Mehrere Parteigänger der Junta haben Liſſabon ſchnell verlaſſen, um 
ſich mit den Inſurgenten in Setubal zu vereinigen. Andere, ſagt man, ſeien in 
der Hauptſtadt zurückgeblieben, um für die Pläne und Zwecke der Junta thätig 
zu ſein. General Saldanha ſei in Folge dieſer Nachrichten nach Liſſabon aufge⸗ 
brochen, und beträchtliche Streitkräfte der Inſurgenten ſeien ihm alsbald dahin 
gefolgt. a ’ 

Paris. Das Verſchwinden Triſtany's iſt fortwährend der Gegenſtand zahl⸗ 
reicher Kommentare. Nach einer Angabe hätte er ſich wieder in die Gegend von 
Pynos und Ardebel zurückgezogen (wo er ſchon früher ſich verſteckt gehalten hatte), 
um die Heilung einer Wunde abzuwarten, die er empfangen haben ſoll. Andere 
behaupten noch immer, er ſei nach London abgegangen, um dort die Nothwendig⸗ 
keit neuer Geldunterſtützungen darzuthun, und die Unmöglichkeit zu zeigen, in 
Mitte der ſich um den Grafen von Montemolin durchkreuzenden Intriguen den 
Krieg fortzuſetzen. Das wahre Sachverhältniß iſt noch immer in Dunkel gehüllt, 
da Triſtany ſich faſt Niemanden anvertraut. 8 

f e ie u 29 

Rom den 17. April. In der zu Anfange dieſer Woche gehaltenen Congre⸗ 
gation der Kardinäle war der hauptſächliche Gegenſtand der Verhandlung die Wahl 
eines Nuntius für Konſtantinopel. Sämmtliche Stimmen des Kollegiums hätten 
ſich für den Biſchof Monſ. Alduini (aus Genua ſtammend) vereinigt, hätte nicht 
der Kardinal Lambruschini einen andern Kandidaten vorgeſchlagen. Die Entſchei⸗ 
dung erwartet man vom Ausſpruch Sr. Heiligkeit. f 

Die ſämmtlichen von Gregor XVI. promovirten Kardinäle haben den gemein⸗ 
ſamen Eutſchluß gefaßt, ihrem Promotar ein Denkmal (wahrſcheinlich in St. 
Pietro) zu errichten, und jeder derſelben hat ſich verpflichtet, die Summe von 
300 Scubi dazu beizutragen, wodurch über 16,000 Seubi zur Beſtreitung der 
Koſten zuſammenkommen. Die Akademie von St. Luca hatte ſich, beauftragt von 
den genannten Intereſſenten, geſtern Abend in ihrem Lokal in der Ripelta verſam⸗ 
melt, um über die Art der Ausführung des Monuments ſich zu berathen. 


Vermiſehte Nachrichten. a i 

Poſen den 30. April. Nachdem geſtern Abend ſpät noch einige Ruheſtö⸗ 
rungen vorgefallen, namentlich einige Schanklokale und die Läden einiger Vietua⸗ 
lienhändler ausgeplündert, auch hin und wieder die Fenſterſcheiben zertrümmert 
worden, ging die Nacht ohne weitere Exceſſe vorüber; inzwiſchen war die Polizei 
die ganze Nacht in Thätigkeit und verſtärkte Patrouillen durchzogen ununterbrochen 
die Straßen. Heute früh fanden ſich mehrere hundert Arbeiter ein, die anch ſo⸗ 
fort auf Koſten der Stadt an mehreren Orten gegen ein Tagelohn von 9 Silber⸗ 
groſchen beſchäftigt wurden. Etwas ſpäter wurde jedoch der Wagen eines frem⸗ 
den Brodverkäufers auf dem Sapiehaplatze faſt ausſchließlich von tobenden Wei⸗ 
bern überfallen und von ſeiner Ladung befreit, noch bevor die Polizei zum Schutz 
herbeieilen konnte. Als merkwürdig verdient hierbei angeführt zu werden, daß 
unter den weiblichen Plünderern, die ſich das Brod ſo wohlfeilen Kaufs zueigne⸗ 
ten, auch einige ſogenannte Damen in ſeidenen Enveloppen mit Sammt⸗ und 
Federhüten ſich befanden. Weitere Exceſſe ſind am heutigen Tage nicht vorge⸗ 
tommen; freilich hatten ſchon in den Frühſtunden warnende Eckenanſchläge, die 
mit harten Strafen drohten, die leichtſinnigen Tumultuanten noch rechtzeltig zur 
Beſinnung gebracht. Der Thätigkeit unſerer Polizei iſt es gelungen, noch wäh⸗ 
rend der Nacht und in den Frühſtunden ſich ſo ziemlich aller Rädelsführer zu be⸗ 
mächtigen und ſie, wie verlautet, ſofort einer eindringlichen Züchtigung zu unter⸗ 
werfen. — Auf dem heutigen Markt, wo es nicht an Zufuhr fehlte, ſind die 
Getreidepreiſe — wie nach den letzten Nachrichten an faſt allen Orten — um 
10 bis 171 Sgr. p. Scheffel heruntergegangen. 

Ueber die in Eisleben ſtattgefundenen Unruhen berichtet die L. Z. Folgen⸗ 
des: „Bereits am verfloffenen Sonnabend wurde einem Bürger, der eine Quan⸗ 
tität Landbrod im Ganzen gekauft, um es mit Gewinn wieder zu verkaufen, von 
mehreren armen Leuten, die deshalb kein Brod bekamen, jenes ohne Bezahlung 
weggenommen, womit die Sache abgemacht war. Allein vorigen Montag, als 
ein Aufkäufer mehrere Wispel Getreide verladen wollte, rottete ſich Volk, wohl 
an mehrere Tauſend, zuſammen und plünderten erſt einen bereits beladenen Wa⸗ 
gen, erbrachen ſodann das Magazin, von wo Getreide fortgeſchafft werden ſollte, 
und nahmen auch hier Alles weg. Sodann räumten fie noch Kartoffelkeller bei 
zwei verhaßten Buͤrgern aus. Das ſofort zuſammengetretene Militair kam 
zu ſpät, um einige jener Plünderungen zu hindern, ſuchte aber durch gütliches 
Zureden die Menge zu zerſtreuen, und ritt mit einigen Zügen hindurch, welche 
Maßregel keinen Erfolg hatte, da ſich die Maſſe eben ſo ſchnell wieder ſchloß, als 

(Mit zwei Beilagen.) 
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den 1. Mai 1847. 


ſie ſich geöffnet hatte und daun ruhig ſtehen blieb. Nur bei einem Bürger war 
der Plünderung der Major v. Wolf zuvorgekommen und hatte die erſte Escadron 
Huſaren vor dem betreffenden Hauſe aufgeſtellt. Dieſer bei dem Volke von jeher 
äußerſt beliebte Offizier ſprach in ſeiner freundlichen Art demſelben ermahnend und 
begütigend zu, als plötzlich das Gedränge größer und mit Steinen geworfen wur⸗ 
de, wovon einer den Herrn von Wolff gerade über dem Auge traf und eine ftarf 
blutende Wunde verurſachte, zugleich wurden mehrere andere Offfziere durch Stei⸗ 
ne getroffen. Jetzt hieben die Huſaren ein, allein der wohlwollende Major ließ 
ſofort wieder zum Sammeln blaſen. Ungefähr 20 Menſchen waren leicht und 
nur einer ſchwer verwundet worden, jedoch ſo, daß man an ſeiner Geneſung nicht 
zweifelt. Ueberhaupt hat das Militair ſich trotz der fortwährenden Aufreizungen 
auf das Gemeſſenſte und, ſo weit es mit der harten Pflicht vereinbar, auf das 
Schonendſte benommen. Die Menge ſammelte ſich zwar nach jenem Vorfall wie⸗ 
der und blieb bis gegen Abends 5 Uhr zuſammen, doch ruhig dem Militair ge⸗ 
genüber ſtehen. 

Köln, den 22. April. Heute Vormittag ereignete ſich der Fall, daß unter 
den Augen des Gerichts im Affiſenſaale, als die Verhandlungen im vollen Gange 
waren, von einem unter den Zuhörern anweſenden Individuum ein Taſchendieb⸗ 
ſtahl durch Entwendung einer Börſe, welche 5 Rthlr. 20 Sgr. enthielt und die 
einem Kanonier zugehörte, verſucht ward. Die That wurde indeſſen von mehre- 
ren Anweſenden bemerkt und der Dieb, namentlich von dem Eigenthümer der 
Börſe an der Hand feſtgehalten, als er dieſelbe aus ſeiner Rocktaſche zog. In 
den Aſſiſenſaal zurückgebracht, trug die Staatsbehörde, in der Perſon des Ober: 
Prokurator Heimſoeth, bei dem verſammelten Hofe darauf an, den Beſchuldig⸗ 
ten ſofort vor die Gerichtsſchranken zu ſtellen, und über das ihm zur Laſt gelegte 
Vergehen abzuurtheilen. Der Hof ging darauf ein und der Präſident forderte 
diejenigen Perſonen, welche von der That Kenntniß genommen hatten, auf, ge— 
genwärtig zu bleiben, um als Zeugen vernommen werben zu können. Kurz da⸗ 
rauf konſtituirte ſich auch der Aſſiſenhof als Zuchtpolizeigericht; die Zeugen wurden 
vernommen unb da ſich aus deren Ausſagen das beabſichtigte Faktum als unleug⸗ 
bar darſtellte, ſo trug der Staatsprokurator darauf an, den Angeklagten in eine 
Gefängnißſtrafe von 5 Jahren und den Verluſt der Nationalkokarde zu verurthei— 
len und denſelben unter zehnjärige Polizei⸗Aufſicht zu ſtellen, welcher Antrag von 
dem Gerichte auch in allen Theilen beſtätigt ward. Der Verurtheilte ift hier aus 
Köln gebürtig, heißt Nolden und iſt Diebſtahls halber früher ſchon zu Sjährigem, 
zu 13monatlihem und 6monatlichem Gefängniß verurtheilt geweſen. 


Der Berliner Verein gegen Thierqälerei hat am 23. d. M. ein Pfer⸗ 
defleiſch⸗Diner gehalten, um das Vorurtheil gegen die Genißbarkeit dieſes Flei⸗ 
ſches zu beſiegen. Der Verein glaubt durch Verbreitung des Pferdefleiſches eine 
weſentliche Hülfe in der gegenwärtigen Theurung und Noth zu finden. 

Die Hofſchauſpielerin Peche in Wien, die ſich mit Anwendung der Narkoſe 
durch Schwefeläther einen Zahn ausziehen laſſen wollte, hat dieſen Verſuch hart 
genug büßen müſſen; denn anſtatt in den erforderlichen Zuſtand der Apathie und 
Gefühlloſigkeit zu verſinken, gerieth fie in einen höchſt bedenklichen Grad nervöſer 
Aufregung, welche ſofort den Ausbruch eines heftigen Nervenſiebers zur Folge 
hatte. Neuerdings ein Beweis, daß bei der Anwendung des Schwefeläthers auf 
die Individualität des Leidenden nicht genug Rückſicht genommen werden kann. 

Eine achtbare Familie in Paris, welche in unverdiente Noth gerathen iſt, 
erhielt kürzlich einen Brief, in welchem zwei Banknoten von 1000 Frs. lagen. 
Die begleitenden Zeilen lauteten: „Wir haben erfahren, daß Sie durch unver⸗ 
ſchuldetes Unglück leiden, und wir freuen uns, Ihnen eine kleine Hülfe gewähren 
zu können. Suchen Sie nicht zu ermitteln, wer wir ſind; wir find nicht aus 
Paris.“ 


d Muſikaliſches. 

Der auch bei uns rühmlichſt bekannte Flöten⸗Virtuos Hr. Ritter aus Vers 
lin iſt auf ſeiner Kunſtreiſe hier eingetroffen, und beabſichtigt, demnächſt hier ein 
Konzert zu geben. Die Königsberger Zeitung ſchreibt über ihn aus Danzig: 
„Der Flöten-Virtuos Heinrich Ritter gab hierſelbſt zwei Konzerte; das erſte 
den 7. d. M. im Saale des Gewerbehauſes und den 10, fein zweites im Stadt- 
theater. Hr. Ritter trug auf der Flöte verſchiedene Piecen von Beethoven, 
Ernſt, Fürſtenau und Röhm vor. Der Konzertgeber bekundete durch den Vor⸗ 
trag dieſer Piecen die entſchicdenſte Meiſterſchaft und bezwang jedes Vorurtheil 
gegen eine Concertwirkung feines erwählten Inſtruments, er entzückte zumal die 
Sachkenner durch eine Delikateſſe des Spiels, die ſich von jeder falſchen Inten⸗ 
tion, von jedem übertriebenen Accente, kurz von aller Effekthaſcherei frei erhielt. 
Bewundernswürdig war aber auch dem Nichtkenner der Schmelz und die Rapi⸗ 
dität der Coloraturen, die gleichmäßige Färbung und Abdämpfung aller Okta⸗ 
ven, das myſteriöſe Doppelſpiel, das unmerkliche Athemnehmen, das unglaub⸗ 
lich lange Aushalten tiefer und hoher Töne, und in der Tiefe die Kraft: vor 
allem andern aber die unvergleichliche Weichheit des Tones; ſelbſt in den höchſten 
Noten, die der Meiſter wie Harmonika-Töne anſchwellen und abſchwellen, er⸗ 
klingen und verklingen ließ. Nach jeder Piece erhielt der Konzertgeber reichen 
Beifall. Der 7jährige Sohn des Hrn. R. deklamirte in beiden Konzerten einige 
Sachen von Kopiſch und Herwegh; ein ſicheres Gedächtniß und eine für dies 
Alter ſeltene Auffaſſung erregten viel Intereſſe. 


Stadttheater in Poſen. 
Sonntag den Aten Mai zum Erſtenmale: Der 
Vetter; Luſtſpiel in 3 Akten von Roderich Bene⸗ 
dix. (Preisſtück.) 


Wer eine öffentliche Stellung einnimmt, muß ſich 
das Urtheil und den Tadel des Publikums über ſeine 
amtliche Handlung sweiſe gefallen laſſen, und geſtatte 
ich auch hierin einem Jeden volle Freiheit ohne alle 
Beſchränkung. Zu wünſchen bleibt dagegen, daß 
man es, bevor ein Tadel öffentlich ausgeſprochen 
wird, der Mühe werth halten möge, ſich von der 
eigentlichen Sachlage zu überzeugen, um das Urtheil 
nicht hinterher als ein voreiliges zurücknehmen zu 
müſſen. 

Vorſtehendes bezieht ſich auf die im Publiku m 
ausgeſprochene Mißbilligung, daß ich am 209ſten d. 
Mts. unter Holzhauer und Arbeitsleute Geld ver⸗ 
theilt, und dadurch die ſpäteren Exceſſe provocirt 
hätte, indem Böswillige geſehen, daß man auf dieſe 

eife unbegründete Anſprüche durch Drohungen er⸗ 
trotzen könne. 

Geld habe ich allerdings ausgetheilt, und zwar 
an ſolche Tagearbeiter, welche an jenem Tage aller 
Verſuche ungeachtet, keine Arbeit gefunden, und 
weder Geld noch Brodt hatten, um den eigenen, und 
den Hunger der Ihrigen zu ſtillen, und welche von 
mir nicht Geld ſondern Arbeit begehrten. Durch⸗ 
drungen von der Ueberzeugung, daß die angemeſſenſte 
Wohlthat in Ueberweiſung von Arbeit beſteht, und von 
der Nothwendigkeit, daß man bei dem jetzigen Noth⸗ 
ſlande unter allen Umſtänden Sorge tragen müſſe, 
daß den unbeſchäftigten Arbeitsfähigen Arbeit vers 
ſchafft werden müſſe, habe ich dieſen Leuten vom 
nächſten Tage ab Arbeit verbürgt, und ihnen, um 
ihren Hunger zu ſtillen, für dieſen Tag eine Unter⸗ 
Nügung verabreicht. Hierin habe ich nur gethan, was 
die Menſchlichkeit gebot, und habe dabei aus freiem 
Antriebe gehandelt. Niemand hat es gewagt, mich zu 
bedrohen, oder von mir etwas ertrotzen zu wollen, 
da man wehl wiſſen durfte, daß ich weder einer Dro⸗ 
bung noch der Gewalt zu weichen gewilligt bin. 

Die zu meinem Bedauern ſtattgefundenen Exceſſe 
baben in keiner Weiſe mit jener Geldunterſtützung in 
Verbindung geſtanden und ſind durch ſolche auch 
nicht herbeigeführt worden. 

Poſen, den 30. April 1847. 8 

Der K. Polizei⸗Präſident 
v. Minutoli. 


In den Monaten Februar und März hat der un⸗ 
terzeichnete Verein 26,100 Speiſekarten ausgetheilt, 
worauf täglich im Durchſchnitt 500 Portionen kräf⸗ 
tiger und nahrhafter Koſt an die Armen in drei 
Speiſe⸗Anſtalten ausgegeben find. An baarem Gelde 
find 329 Rthlr. 7 Sgr. 6 Pf. an 158 Familien ver⸗ 
theilt, und iſt mit Einſchluß des uns von einem ed⸗ 
len Wohlthäter geſchenkten Holzes in kleinen Quan⸗ 
titäten an Holz für 33 Rthlr. 17 Sgr. auf veraus⸗ 
gabte Holzzettel an Arme verabfolgt. 

Die Geldmittel, welche dem Verein im Anfange 
dieſer Zeit zu Gebote ſtanden, würden zu ſolchen 
Gaben nicht ausgereicht haben. Aber unſer Aufruf 
vom 16ten Februar bat in allen Kreiſen hieſiger Stadt 
eine freundliche Aufnahme geſunden. Es ſind uns 
an außerordentlichen Beiträgen bereitwillig 600 RI Ir. 
zugegangen, wofür wir allen Gebern unſern innig⸗ 
fin Dank ſogen. Mit dieſer außerordentlichen Bei⸗ 
ſieuer haben 12,000 Portionen Mittagseſſen an die 
Armen ausgegeben werden können. Einer zweiten 
bedeutenden Beiſteuer müſſen wir hierbei dankend er⸗ 
wähnen. Es ſind uns von einem wohlthätigen Manne 
85 Scheffel Erbſen geſchenkt; ſo lange dies werthvolle 
Geſchenk vorhielt, baben wir in den drei Speiſean⸗ 
falten dreimal Erbſen den Armen verabreichen laf- 
fen, während fonft dieſe nahrhafte und beliebte Koſt 
nur einmal gegeben werden konnte. Im Monat März 
haben wir durch den Herrn Bäckermeiſter Schulz 
200 Quart Roggenmehl geſchenkt erhalten, wofür 
wir hiermit öffentlich danken. Wir haben dies Ge⸗ 
ſchenk unter 32 Familien vertheilt. 

Endlich iſt uns dadurch eine erhebliche Hülfe ge⸗ 
währt, daß ein hieſiger Gaſtwirth uns während des 
Monats März täglich 35 Portionen Eſſen zur Ver⸗ 
theilung an Arme zur Diepofition geſtellt hat. 

Wir wollen hieran eine Ueberſicht unſerer Einnah⸗ 
men und Ausgaben in dem verfloſſenen halben Jahre 
vom Iſten Oktober pr. bis zum Iſten April anſchlie⸗ 
ßen, woraus ſich ergeben wird, wieviel wir im ver⸗ 
floſſenen Winter haben verwenden können und wie 
viel uns am Iſten April noch zu Gebote ficht. 

Am Iſten Okt. pr. hatten wir durch die Erſparun⸗ 

en während der Sommerzeit einen Rthlr. far. pf. 
, Beſtand von 1 = a 1790. 29. 
Dazu kamen an gewöhnlichen Beiträ⸗ 
ere r DE 
Ferner an außerordentlichen Einnah⸗ 
men > 5 e . . 8 6. 


und an Vorſchußerſtattungen. 22. 23. — 
Summ̃a — 4436. 18. 8 
Davon find aufgegeben: 

1) für Speiſekarten k R 2141. ER: 
2) an baaren Unterſtützungen. . 1274. — 2 
3) für Holzmarken i R . 9. —- — 
4) zum Vorſchuß-Fonds. ; 063.22. — 
5) an Verwaltungskoſten 168. 13. 6. 
Summa .. 3666. 13. 5. 


Der Vorſchuß⸗Fonds für arme Ge⸗ 

werbtreibende hatte am 1. Okt. pr. 
einen Beſtand von . H . 137. 10. — 

Dazu treten an Zuſchuß aus dem 
Haupt⸗Fonds und Rückzahlungen 120. 21. — 
258. 4. — 


Summa : 
Davon find ausgegeben 248. 24. — 
Band... 9. 10. — 


Es iſt demnach am Iſten April ein Beſtand von 
779 Rthlr. 4 Sgr 9 Pf. vorhanden geweſen, wovon 
jedoch 235 Rthlr. für 4676 Speiſekarten, welche be⸗ 
reits vertheilt, aber noch nicht bezahlt ſind, in Ab⸗ 
zug kommen. Der wahre Veſtand beträgt daher 
535 Rtblr. 4 Sgr. 9 Pf. 

Im Ganzen ſind 47,500 Portionen Mittagseſſen 
ausgegeben worden. 

Es iſt ein ſehr günſtiger Umſtand für uns geweſen, 
daß wir unſere Wirkſamkeit mit bedeutenden Erſpar⸗ 
niſſen beginnen konnten. Dadurch und durch die 
uns mit ſo großem Wohlwollen und Vertrauen ges 
währten außerordentlichen Beiträge ſind wir im 
Stande geweſen, während des verfloſſenen Winters 
der herrſchenden Noth erheblich abzuhelfen. Wir has 
ben jedoch nur da Hülſe gewährt, wo die Armen 
nicht arbeitsfähig waren, oder wo durch eine zahl⸗ 
reiche Familie, durch Krankheiten und Unglücksfälle 
die Arbeitsfähigen außer Stande geſetzt waren, ohne 
Unterſtützung das Nothwendigſte zu erwerben. 

Der von uns im verfloſſenen Jahre eingerichtete 
Sparkaſſen⸗Verein hat im Ganzen nur ein geringes 
Refultat gehabt Es find 198 Rthlr. 27 Sgr. 6 Pf. 
an Erſparniſſen eingekommen, welche auf den Wunſch 
der Sparer im Winter mit Zinſen baar zurückgezahlt 
ſind. Die größte Zahl der Sparer waren Hand⸗ 
werksgeſellen, in der Klaſſe der Handarbeiter den 
Sinn für dergleichen Erſparniſſe zu wecken, muß der 
Zukunft überlaſſen bleiben. 

Poſen, den 20. April 1847. 

Der Vorſtand des Vereins für die Armen und Noth⸗ 
leidenden der Stadt Poſen. 


Bekanntmachung. 

Das im Birnbaumer Kreiſe belegene Gut Mo⸗ 
sciejewo ſoll von Johannis dieſes Jahres ver⸗ 
pachtet werden, und es iſt dazu ein Termin auf 

den 17ten Mai c. ; 
vor unſerm Deputirten Herrn Ober-Landesgerihts- 
Rathe Kutzner Vormittags um 10 Uhr in unſerm 
Inſtruktionszimmer anberaumt worden. 

Die Bedingungen ſollen im Termine bekannt ge⸗ 
macht und können auch 14 Tage vorher in der Re⸗ 
giſtratur eingefeben werden. ; 

Poſen, den 21 März 1817. 
Königliches Oberlandesgericht; 
Abtheilung für Nachlaß⸗ und Vormundſchafts⸗ 
Sachen. 


Bekanntmachung. 
Nachſtehende Maſſen unferes Depoſitorii 


; Rilr. fer. pf. 
1) Eliſabeth Schmidtſche Cu- 
ratel mit : 8 5 I 
2) Anton Zarlinski mit 8 
3) Johann Guzdziolex Stani⸗ 
slaus Guzdziotfhe Nachlaßmaſſe 33. 13. 7 
4) Kahle Gicefle 5 5 8 F 
5) Legat der Thecla v. Bramir⸗ 
sta ex von Gorzenskaſche 


Maſſe ; x g 352. 29. 
6) Legat der Scholaſtika v. Swi⸗ ; 
narska ex v. Gorzenskaſche 
Maſſe 5 a J eee 
Summa 551. 16. 1 


werden öffentlich aufgeboten. Die unbekannten In⸗ 
tereſſenten derſelben, oder ihre Erben werden aufge— 
fordert, ihre Anſprüche binnen vier Wochen bei uns 
anzumelden und zu begründen, weil nach Ablauf 
dieſer Friſt die genannten Maſſen als herrenlos der 
Juſtiz⸗Oſſizianten⸗-Wittwen-Kaſſe zum Nießbrauch 
überwieſen werden ſollen. 
Pleſchen, den 15. April 1847. 
Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 


1 Public an dum. 

Die Regine Chriſtliebe alias Eliſabeth 
Haſebalg, Ehefrau des Acciſe-Controlleur Jo⸗ 
hann Chriſtian Kempff, welche ſich im Jahre 
1801 in Pyzdry aufgehalten, ſeitdem aber nichts 
weiter von ſich hat hören laſſen, und deren zurückge⸗ 
laſſene unbekannte Erben und Erbnehmer werden 
hiermit aufgefordert, ſich vor oder in dem auf 

den 20ſten Oktober 1847 Vormit⸗ 

tags 10 Uhr 

vor dem Deputirten Herrn Land- und Stadtge⸗ 
richts⸗Rath Frenzel auf dem hieſigen Schloſſe im 
immer No. 6. anberaumten Termine entweder 
chriftlich, perſönlich oder durch einen Mandatar zu 
melden und weitere Anweiſung zu erwarten, widri— 
genfalls fie ſonſt für todt erklärt und ihr Vermögen 
den ſich legitimirenden nächſten Erben und in deren 
Ermangelung dem Fiscus als herrenloſes Gut zur 
freien Dispoſition verabfolgt werden wird. 

Tilſit, den 24. November 1846. 

Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 


Bekanntmachung. 

Wegen der mit dem Iſten k. M. eintretenden Ver⸗ 
änderung der Abgangszeit der Eiſenbahnfahrten von 
Frankfurt O. nach Berlin, wird die zweite, 
Perſonenpoſt von hier nach Frankfurt O., ſtatt 
bisher um 7 Uhr Abends, von heute ab um 6 Uhr 
Abends abgeſertigt. 

Poſen, den 30. April 1847. 2 

Königliches Ober-Poſt-Amt. 


Montag den Z3ten Mai d. J. Vormittags 
von 9 Uhr und Nachmittags von 3 Uhr ab werden 
im hieſigen Train⸗Depot (Magazinſtraße No. 7.) 
eine bedeutende Anzahl für den Königlichen Dienſt 
nicht mehr anwendbarer Kumts und Sielengeſchirre, 
Sättel und ſonſtige Stall-Utenſilien, fo wie auch 
eine v. Barnerſche Feldſchmiede und zwei 6ſpännige 
Bobrzenge Öffentlip meifibietend gegen gleich baare 

ezahlung in Preuß. Courant verauktionirt werden. 
Poſen, den 20. April 1847. 
Königl. Train⸗Depot. 


„„ TT. mh 
Dem Rettungs⸗Verein iſt von unbekannter 
Hand ein Geldgeſchenk zugekommen. Wir danken 
verbindlichſt für dieſes freundliche Wohlwollen. 
Poſen, den 29. April 1847. 
Der Vorſtand des Rettungs- Vereins, 


Gründlichen Unterricht in der kaufmännischen 
Buchführung, im kauſmänniſchen Rechnen und 
Brieſſiyl, auch in der Kalligraphie ertheilt 

Albert Schmidt, Neueſtraße No. 4. 
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Vorleſungen 
über Religion für gebildete Israeliten. 
Unterzeichneter beabſichtigt im Laufe dieſes Som⸗ 
mers eine Reihe von Vorleſungen über Religion, 
jüdiſche Geſchichte und Literatur vor Damen und 
Herren zu halten. Das Stattfinden derſelben wird 
von der Zahl der ſich Meldenden abhängen. 


Diejenigen Eltern, welche ihre Söhne und Töch⸗ 
ter im 13ten und Idten Jahre confirmiren laſſen 
wollen, belieben ſich bei mir zu melden. 

Pred. Dr. Sachs, 
Religionslehrer am Königlichen Friedrich-Wilhelms⸗ 
Gymnaſium und an der Königl. Luiſen- und Töch⸗ 
terſchule; ordentl. Mitglied der deutſchen morgenlän⸗ 
diſchen Geſellſchaft zu Halle u. Leipzig. 


Fortgeſetzte Verſammlung 


des Poſener Enthaltſamkeits-Vereins: Sonntag den 


ten Mai Nachmittags um 5 Uhr im Schulſaale 
des Dominikanerkloſters. Auch Nichtmitglieder wer⸗ 
den höflichſt dazu eingeladen. 


Ich warne hierdurch Jeden, von dem der Frau 
Graupe gehörigen, mir aber kontractlich verpach— 
teten Land und Wieſe der Beſitzung St. Domingo, 
als von dem darin mir gehörigen todten und lebenden 
Inventarium etwas zu kaufen, indem ich für Verluſt 
eines ſolchen Kaufgeldes nicht ſtehe. 

von Wendorff. 


Die auf Gegenſeitigkeit gegründete: 
3 Erfurter Hagelſchäden-Ver 
ſicherungs-Geſellſchaft, 


welche bei geringen Beiträgen ihren ordentli⸗ 
chen Mitgliedern für das verfloſſene Geſchäfts⸗ 
jahr eine Dividende von 66 9 gegeben 
hat, empfiehlt ſich dem geehrten Publikum 
zur Verſicherung von Feld: und Garten: 
früchten durch die General⸗Agentur 
in Poſen, 

Carl Müller & Comp., 
Sapieha⸗Platz No. 3, 

und die Agenten: f 
1) Herrn M. Berliner in Oſtrowo. 
2) Buchwald in Birnbaum. 
3) - W. L. Dionyſius & Comp. 
in Liſſa. 
4) Grätz, Buchhändler in Koſten. 
„ M. O Riemſchneider in Ra⸗ 

. wicz. 

Salom. Schiff in Wollſtein. 
W. Werner in Pleſchen. 
Rendant Werner in Borek. 
H. A Wollheim in Rogafen. 
Fr. Ziethen in Schwerin. 
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150 Stück junge veredelte Obſtbäume, als Aepfel, 
Virnen und Kirſchen ſtehen billig zum baldigen Ver— 
kauf bei dem Gaſtwirth Herrn Hunger. 

St. Martin No. 54. 


Königsſtraße No. 17. find große berrſchaftliche 


Wohnungen, auch Stallungen, Remifen 36, eine 
mit Garten und Stuben - Balkon, zu vermiethen. 


Auch kleinere Wohnungen ſind daſelbſt zu haben. 


Eine Stube und Alkove mit oder ohne Möbel iſt 
als Sommerwohnung zu vermiethen Gartenſtraße 
No. 4. bei Zander. 


— Sonntag den 2ten Mai 1847 


Gute Wollſack⸗Drilliche, * Schock 
3 Thaler 10 Sgr. bis 4 Thaler, wie auch grobe 
Leinwand offerirt zu auffallend billigen Preiſen 


Michaelis Neuſtädter, 


Markt Nr. 44. im Haufe des Kaufmann Herrn Grätz. 


2 1 r 
Leinöl⸗Firniß 
in abgelagerker Waare empfiehlt billigſt die Gas⸗ 
Aether⸗ und Oel⸗Niederlage zu Poſen, Schloß⸗ 
Straße und Markt⸗Ecke Nr. 84. 


Adolph Aſch. 


2 Feine Manilla⸗Eigarren 
empfing und offerirt & 1 Rthlr. 20 
Sgr. pro un Kiſte * 
die Materialwaaren- und Tabaks-Handlung von 


S. Orenſtein, 


der Poſtuhr gegenüber. 

cee e eee 
05 Friſchen Maitrank 8 
Dr aus fo eben direct vom Rhein bezogenen & 
2 friſchen Kräutern, fowie fein aufs Neue J 
aſſortirtes Lager der beliebteſten Rhein- und SA2 
Moſelweine empfiehlt 14 
Fr. Klingenburg, IR 
Breslauer - Straße No. 37. 


5 15 
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Allen denen, die mir wohlwollen, zeige ich ergebenſt 
an, daß ich meine Reſtauration und Billard⸗Anlage 
von No. 12. Gerber: und Vüttelſtraßen-Ecke, nach 
No. 21 Waſſerſtraße verlegt habe. 

Poſen, den 30. April 1847. 


Dietrich. 


Beſten fetten geräucherten Weſer⸗ 
Lachs, à 10 und 15 Sgr. pro Pfd, 
bei ganzen Fiſchen billiger, offerirt 


L. Präger, 


Waſſerſtraße im Luiſengebäude No. 20. 


Jeden Sonntag, Morgens von 4 bis 9 Uhr, fo 
wie Montag und Mittwoch, Nachmittags von 4 
Uhr ab, findet im hieſigen Schießhauſe Scheiben⸗ 
ſchießen, zu welchem auch Nichtmitglieder der Schüz⸗ 
zen-Gilde Zutritt haben, ſtatt, wozu ergebenſt ein⸗ 
ladet R. Käſelitz. 


Sonntag am 2ten Mai c. wird auf meiner Ke⸗ 
gelbahn, Dammſtraße No. 3., ein lebendiges Kalb 
nebſt zwei andern Prämien ausgeſchoben, wozu er⸗ 
gebenſt einladet Ra m k e. 


Erſte Polka⸗Bier⸗Halle, 


Tauben» und Jeſuitenſtraßen⸗Ecke. 
Zu jeder Tageszeit nicht nur gute Getränke, 
fondern auch kalte und warme Speiſen bei 
freundlicher Bedienung. T. Bartelt. 
— 


Odeum. 


Sonntag den 2ten Mai c.: 


Großes Gung'lſhes Konzert 


Anfang 4 Uhr. 
Das Nähere d. d. Anſchlage⸗Zettel. 
Bornhagen. 


Ergebenſte Einladung 


In der Woche vom 23ſten bis 29ſten 


Namen wird die Predigt halten: April 1847 find: 
” geboren: geſtorben: | getraut: 
Kirchen. Vormittags. Nachmittags. beben. Mira mann. Feat 988 
N 11 5 önborn| 1 1 5 5 | 1 
Evangel. Kreuzkirche . . . [Hr. Pred. Friedrich Hr Hülfspr. Schön 2 2 35 
Evangel. Petri⸗Kirche .. ⸗Conſ.⸗R. Dr. Siedler — 2 1 — = > 
Garniſon-Kirche Div.⸗Pred. Simon er; 2 3 2 5 5 
Domkirche Com. Piatkowski FE 
den 8. Mai Subecuſt. Zientkiewicz — 5 3 2 
Pfarrkirche „Can. Kilinski — 2 1 = 4 
St. Adalbert⸗Kirche ..- Manſ. Prokop Er — : 6 1 3 
St. Martin⸗Kirche . Dekan v. Kamienski Präb. Grandt 4 ie En = 
Bet . Suceurfale] » Pr. Fromholz y »Grandke — — Br 25 2 
Dominik. Klosterkirche. 1 — 5 Stamm SZ — * =: 2 5 
al der barmh. Schweſt. I » Eler, Switalski .. — 
Summa 7 15 17 16 [11 


100. Zweite Beilage zur Zeitung für das Großberzogthum Poſen. den 1. Mai 1847. 


— l ii. ⅛—˙¹d! ds ͥꝗdM w TE PUTIN DEE RETURN ET RT REIT 


Landtags ⸗ Angelegenheiten. 


Sitzung des Vereinigten Landtages am 27. April. 
Kurie der drei Stände. 


Die Sitzung beginnt um 104 Uhr mit Verleſung des Protokolls über 
die Sitzung vom 23. April, welches für genehmigt erklärt wird. 

Der Herr Landtags-Marſchall v. Rochow überwies folgende eingegan— 
gene Petitionen an die Abtheilungen. 


Verzeichniß 
der 


in der Sitzung vom 27. April den betreffenden Abtheilungen 

überwieſenen Petitions- Anträge. 

Antrag des Abgeordneten Dr. Zimmermann, auf beſondere Berückſichti⸗ 
gung der arbeitenden Klaſſe in Betreff der Zahlungs-Mißbräuche, ungün⸗ 
ſtigen Beſteuerung, der Stempel und Koſten der Päſſe und hiuſichtlich der 
Strafe des wiederholten Bettelns 6 Abtheil. 

Antrag des Abgeordneten Baum auf Preßfreiheit und ein Preß— 

Strafgeſetz 1 240 

Antrag des Abgeordneten Michaelis auf Abänderung der land? 
rechtlichen Beſtimmungen in Anſehung verſchollener Seeleute .. 6. 

Antrag des Abgeordneten Wächter auf Preß freiheit... 5. „ 

Antrag des Abgeordneten Wächter auf Emancipation der Juden 1. „ 

Antrag des Abgeordneten Dansmann und Roeſeler auf 
Bewilligung eines Gnadengehalts an die an den Feldzügen von 
1806 bis 1815 theilgenommen habenden unterſtützungsbedürfti⸗ 
gen Individuen erte e d e ernennt n 6. 

Antrag des Abgeordneten Dansmann auf den Erlaß eines Ge⸗ 
ſetzes über die Verbindlichkeit der Einlieger und neuaufbauen— 
den Grundbefiger zur Entrichtung eines Schutzgeldes 

Antrag des Abgeordneten Dansmann auf Emanirung eines 
Geſetzes wegen Ablösbarkeit der Lehnseigenſchaft bei bäuerlichen 
CTT 1 

Antrag des Abgeordneten Reichard auf ein Gnadengeſuch hin- g 
ſichtlich der wegen politiſcher Vergehen in Unterſuchung befind- 


Mie Keira, hend e % 
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lichen oder bereits beſtraften Perfonen . 2.2.2.0. r 
Antrag des Abgeordn. Reichard auf Aufhebung der Erbſchafts— 
Stemvel⸗Steuer bei der Succeſſion unter Ehegatten. 5. >» 


Antrag des Abgeordneten Uthemann auf Aufhebung einiger in 
neuerer Zeit erlaſſenen Beſtimmungen in Betreff der Allgemei— 
nen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt 

Antrag des Abgeordneten Hirſch auf Aufhebung des Leibzolles 
reſp. auf ruſſiſche und polniſche in Weſtpreußen und Poſen 
eingehende, wie auf dieſſeitige, nach Rußland und Polen ein⸗ 
tretende Juden 

Antrag des Abgeordneten Hirſch auf periodiſche Zuſammenberu— 
fung des Vereinigten Landtages, — Aufhebung des Vereinigten 

ſtändiſchen Ausſchuſſes und Beſchränkung der ſtändiſchen Depu⸗ 
tation für das Staatsſchuldenweſe n En 

Antrag des Abgeordneten Hirſch auf Gründung eines Pfand⸗ 
briefs⸗ oder Kredit⸗Syſtems für die Städte Li» 


r e TIER | 


Gewährung eines Preßgeſetzee s > 5 
Antrag des Abgeordneten Hirſch auf Reform der Patrimonial— 

%%/ũ —DwůIjJſJ ß jðᷣò ß 5 „ 
Antrag des Abgeordneten Hirſch auf Erwirkung einer Ausdeh— 

nung des ſtändiſchen Petitions rechts .. 1 » 
Antrag des Abgeordneten Hirſch auf eine Immediat- Petition: 

die Verfaſſungs-Patente vom 3. Februar c. ohne ſtändiſche Zu⸗ 

ſtimmung nicht zu änderns nen 8 


vituten n „ 8. 
Antrag des Abgeordneten Bleyer wegen Beſchränkung der Dis— 

membration bäuerlicher Grundſtücke nk 6 » 
Antrag des Abgeordneten Winzler auf Preßfreiheit 2.2... 5 » 
Antrag des Abgeordneten Winzler wegen Ausdehnung der Def- 

fentlichkeit und Mündlichkeit beim Straf-Prozeß-Verfahren auf 

die Zane Monarchie h En e . 0 5. * 
Antrag des Abgeordneten Berndt, betreffend die Aufhebung des 

Poſtzw ange. e et st » 
Antrag des Abgeordneten Berndt auf Bewilligung einer Ver⸗ 

gütigung für das Reinigen der Chauſſeen vom Schnee 8. 


Antrag des Abgeordneten Rieboldt, das Verfahren bei der Be— 
ſchlußnahme über Anlagen zum Schutz wider Waſſerfluthen c. 6 » 
Antrag des Abgeordneten v. Bockum-Doffs aaf Sicherſtellung 
gegen Mih brauch des §. 14. des Geſetzes über die Verpflich⸗ 
tung zur Armenpflege vom 31. Dezember 1842. zu mittelbaren 


DENE ss „ „ ee 6 1 
Antrag des Abgeordneten Ramsthal, die Staatsſchulden des vor⸗ 
maligen Königreichs Weſiphalen betreffend De ee 


Antrag der Abgeordneten Hausleutner ꝛc. um eine Verbeſſe⸗ 
rung des Einkommens der Bürgermeiſter in den kleinen Städten 8. 
Antrag des Abgeordneten Heyer, zu bitten, dem Landtage die 
Gründe der Nichtanerkennung der weſtphäliſchen Zwangsanleihe 
mittheilen zu laſſe n 74 1 
Antrag des Abgeordneten Gadegaſt auf Abſchaffung der Erhe⸗ N 
bung der Stolgebühren und Klingelbeutelgelder und Fixirung 
dieſer Einnahmen der Geiſtlichen und der Kirchen... S. » 


in der nächſten Sitzung zu vertheilen. 


Antrag des Abgeordneten Milde wegen Errichtung eines Han— 
des⸗Miniſte ums „ „ e e Kap RATE 6. Abtheil. 
Antrag des Abgeordneten Coqui auf Anerkennung der weftphäs 
liſchen, durch Obligationen Litt. A. verbrieften Zwangsanleihe 
vom Jahre 1808. als einen integrirenden Theil der preußiſchen 


e . een niiye 7. » 
Antrag des Abgeordneten Plagemann, die verhältnißmäßig hohe 
Servisſteuer betreffend E e ene Charerr 7. % 
Antrag der Abgeordneten der Stadt Münſter, v. Olfers und 
Welter, auf Anordnung einer allgemeinen Landes-Feuer⸗Ver⸗ 
ſicherungs-Anſtalt im ganzen Umfange der Monarchie... SER, 
Antrag des Abgeordneten v. Saucken-Julienfelde wegen Ab⸗ 
änderung des §. 5. sub 2. des Geſetzes vom 1. Juli 1823. 
wegen Anordnung der Provinzial-Ständte . 4 » 
Denkſchrift des Abgeordeten Schauß behufs Errichtung eines 
beſonderen Handels-Miniſterium und Handelskammer. Ga 
Antrag des Abgeordneten Gier um einfachere und billigere Ein- 
richtung der Gerichtsgebühren-Taxe vom Jahre 18155. 5. 


Antrag des Abgeordneten Plange wegen gleichmäßiger Beſteue— 

rung mit beſonderer Rückſicht auf das Grundeigenthum ... 7. » 
Antrag des Abgeordneten Plange um Zulaſſung der Einrede der 

Zahlung zur Elidirung der Verjährung aus dem Geſetze vom 

31. März 1838 wegen Einführung kürzerer Verjährungsfriſten 

und die Beſchränkung des Beweiſes der nicht geſchehenen Zah— 

lung auf den Eid 
Antrag des Abgeordneten Delius auf Bevorzugung der dirckten 

Schifffahrt durch eine relative Vegünſtigung im Eingangszolle 6. 
Antrag der Abgeordneten König und Meisner um Verbeſſe⸗ 

rung des Penſions-Reglements für Civil⸗Beamte 
Antrag des Abgeordneten Hirſch wegen eines Geſetzes gegen un— 

gebührliche Unterſuchungshaft 
Denkſchrift der Abgeordneten der Stadt Verlin, betreffend die Ab— 

änderung der für die Wählbarkeit im Stande der Städte be— j 

ſtehenden geſetzlichen BeſtimmungenKNKw.. 4. 


„e , hrraente 


Denkſchrift derſelben Abgeordneten, betreffend die ſtärkere Vertre— 
tung der Städte in Landtags- Angelegenheiten. 4.3 * 


Denkſchrift derſelben Abgeordneten über die geſetzlich beſtimmte 
Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen der landſtändiſchen, die 
Ausübung des Petitions-Nechts betreffenden Beſchlüſſen .... 4. » 

Denkſchrift derſelben Abgeordneten über die Sonderung in Theile 4. 

Denkſchrift derſelben Abgeordneten, betreffend die Zuſammenſtel— 


lung der Vorſchriften der Prozeß-Ord nung 5. „ 
Denkſchrift derſelben Abgeordneten, betreffend eine Reform des 

Vormundſchaftsweſeoe dnss S 55 
Denkſchrift derſelben Abgeordneten, betreffend die weitere Entwik⸗ 

kelung des Inſtituts der Schiedsmänner Aer at, 129 


Denkſchrift derſelben Abgeordneten in Bezug auf die Petition um 
Aufhebung der Cenſur und Erlaß eines Preßgeſetzes für Preußen 5. 
Denkſchrift derſelben Abgeordneten, betreffend die Emancipation 
der Juden 


Landtags-Marſchall. Es find noch mehrere Petitionen eingegan- 
die ich noch nicht habe durchleſen können, und die ich mir vorbehalte, 
Mehrere Vorſitzende der Abtheilungen 
haben darauf angetragen, die Ausſchüſſe zu verſtärken. Ich ernenne dazu 
noch folgende Mitglieder: In der Aten Abtheilung: Landrath v. der Schu⸗ 
lenburg und Bürgermeiſter Schier aus Freiburg; in der 5. Abtheilung: 
Graf v. Galen, Freigutsbeſitzer Przygodzkiz in der Eten Abtheilung: 
Banquier v. Beckerath; in der 7ten Abtheilung: Kaufmann Heinrich aus 
Königsberg; in der Sten Abtheilung: Landrath v. Strachwitz auf Peterwitz 
und Schulze Lemcke aus Medow. Auch iſt mir vom Direktor der 7ten Ab- 
theilung bemerkt worden, daß der Petitions-Antrag, betreffend den Zolltarif, 
mehr in die te als 7te Abtheilung gehören würde. Ich trete dieſer Mei⸗ 
nung bei und bitte die 6te Abtheilung, den Antrag mit zu übernehmen. 
Abg. v. Breitenbauch (vom Platz: Ich habe eine Bemerkung über 
die veröffentlichten ſtenographiſchen Verichte zu machen. Ich habe in der 
Allg. Preuß. Zeitung geſehen, daß diejenigen Redner, welche vom Platz 
aus geſprochen, theils mit Namen, theils aber unr mit der allgemeinen Be= 
zeichnung: »Eine Stimme vom Platz,« aufgeführt worden ſind. Ich wäre 
damit ſehr einverſtanden geweſen, wenn die Nennung der Namen im Regle- 
ment gar nicht angeordnet wäre. Da dies aber geſchehen, ſo ſinde ich, daß 
was Einem recht, dem Anderen billig iſt. Wenn nach dieſem Grundſatz nicht 
verfahren worden iſt, ſo kommt es daher, daß den Stenographen die Namen 
der Sprecher nicht bekannt geweſen ſind. Dieſem Uebelſtande wäre abzuhel⸗ 
fen, wenn die Sprecher veranlaßt würden, vor ihrer Rede ihre Namen zu 
nennen. ö b 

Der Marſchall: Ich gebe dem gern ſtatt und fordere die Herren, 
welche ihre Namen nennen wollen, auf, dies vor Beginn ihrer Rede zu thun. 
In der vorigen Sitzung hatte ich die Berathung über die Propoſition wegen 
Ausſchließung beſcholtener Perſonen von ſtändiſchen Verſammlungen ange⸗ 
kündigt. Inzwiſchen iſt ein anderes Gutachten eingegangen, betreffend die 
jetzigen Nothſtände. Es iſt allgemein gewünſcht worden, daß dieſe dringende 
Angelegenheit vor allen anderen berückſichtigt werden möge, und obwohl ſie 
nicht hat angekündigt werden können, ſo wird es der Verſammlung gewiß 
genehm ſein, daß wir ſie jetzt zur Berathung bringen. 

Abg. Lenſing (vom Platze aus): Das Gutachten iſt mir erſt mit dem 
Eintritt in die Verſammlung mitgetheilt. Es iſt nicht möglich geweſen, es 
nur einmal durchzuleſen, und ich bitte daher, die Eröffnung einer Diskuſſion 
über daſſelbe zu vertagen. f 

Der Marſchall: Wir können nicht füglich mit einer Discuſſton dar⸗ 
über anfangen, ob eine Diskuſſion zuzulaſſen ſei. Das Reglement ſchreibt 
nicht ausdrücklich vor, daß etwas vorher angekündigt, und daß die Gutachten 
eine gewiſſe Zeit vorher mitgetheilt werden ſollen, ſondern nur, daß ſie ge⸗ 
druckt und vorher vertheilt werden ſollen. Es wird alſo hier nicht auf 


gen, 
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Ausführung des Reglements ankommen, fondern darauf, was die Verſamm⸗ 
lung zu beſchließen das Recht hat. . 

Landtags⸗Kommiſſar: Die Lage, in welcher ſich das Gouverne⸗ 
ment in Beziehung auf den in der Monarchie verbreiteten Nothftand beſin⸗ 
det, iſt eine eigenthümliche. Erſt in den letzten Tagen iſt die Erſcheinung 
hervorgetreten, daß namentlich in ſolchen Theilen des Landes, in welchen 
durchaus kein Mangel an den erſten Lebensbedürfniſſen zu beſorgen ſtand, 
ein ſolcher plötzlich hervorgetreten iſt. Es find die Preiſe der Brodtfrüchte 
und Kartoffeln binnen wenigen Tagen um 50, ja um 100 PCt. geſtiegen, 
weshalb ſchleunige Anſtalten zur Minderung des Nothſtandes haben getroffen 
werden müſſen, ich ſage ſchleunige, weil es ſich hier um Tage, ja man möchte 
ſagen, um Stunden handelt. Nichtsdeſtoweniger hat das Gouvernement ge⸗ 
glaubt, bei denjenigen Maßregeln, welche nicht reine Wohlthaten ſind, viel⸗ 
mehr dem Einen Vortheil, dem Anderen Nachtheil bringen, und die überdies 
bereits Gegenſtände ſtändiſcher Petitionen geworden find, dem Landtage nicht 
vorgreifen und nicht eher handeln zu dürfen, als bis derſelbe ſich darüber 
ausgeſprochen hat. Dagegen aber erſcheint es dringend nöthig, daß 
dieſe Anträge des Landtages fo bald als möglich erfolgen, weil, ich wies 
derhole es nochmals, die größte Beſchleunigung höchſt wünſchenswerth iſt. 
Dies gilt namentlich von den beiden Anträgen der Abtheilung, welche der 
hohen Verſammlung vorliegen, indem dieſelben nur dann von Wirkſamkeit 
fein können, wenn ihnen ſchnell entſprochen wird. Darum muß ich wün⸗ 
ſchen, daß die Verſammlung ſich ſo bald als möglich entſcheiden möge. 

Abg. Hanſe mann (vom Platz): Ich ſtimme der Anſicht des König⸗ 
lichen Kommiſſars bei, daß es wünſchenswerth ſei, daß die Berathung dielrs 
Gegenſtandes baldigſt erfolge, andererſeits aber glaube ich, daß die Mitglieder 
doch wenigſtens Zeit haben müſſen, das Gutachten durchzuleſen. Beide An⸗ 
ſichten können vollkommen vereinigt werden, wenn der Herr Landtags-Mar⸗ 
ſchall die Sitzung auf eine halbe Stunde ſuspendiren wollte, bis ein Jeder 
das Gutachten durchgeleſen hat. 

Der Marſchall: Will die Verſammlung ſich mit dem Gutachten ſo⸗ 
gleich beſchäftigen, oder bedarf fie einer halben Stunde zum Durchleſen? 
Ich bitte diejenigen aufzuſtehen, die ſich damit ſogleich beſchäftigen wollen. 

(Dieſes geſchieht mit großer Majoritãät.) a 

Referent Abg. v. Schenkendorff lieſt das nachſtehende Gutachten vor. 

„Der Eten Abtheilung des Vereinigten Landtages find mehrere Anträge 
zur Begutachtung überwieſen worden, welche auf Abhülfe des durch die Theu⸗ 
rung der erſten Lebensbedürfniſſe erzeugten Nothſtandes gerichtet ſind, und bei 
der Dringlichkeit dieſes wichtigen Gegenſtandes haben wir uns beeilt, das 
Reſultat unſerer Unterſuchungen über denſelben bei einer hohen Verſammlung 
zum Vortrag zu bringen. Der Inhalt der uns zugegangenen Petitionen iſt 
folgender: 1) Petition des Herrn Abgeordneten Krüger um ſofortige Schlie— 
fung der Brennereien und um ein Verbot des Kartoffel-, event. auch des 
Korn⸗Ankaufs zur Brauntweinbrennerei in Hungersnoth drohender Zeit. 
2) Petition des Herrn Abgeordneten Gieſe um ein Ausfuhr-Verbot von Ge⸗ 
treide und Kartoffeln. 3) Antrag des Herrn Abgeordneten 888 n 
auf möglichſte Verminderung der Steuern und Zölle von Getreide, Reis, 
Fleiſch und Butter; auf möglichſte Veſchränkung der Ausfuhr dieſer Lebens⸗ 
mittel event. Ankauf derſelben; auf ein Verbot, ferner Getreide zu verheim— 
lichen und zurückzuhalten, vielmehr jeden Vorrath, der den doppelten Betrag 
der eigenen Nothdurft bis zur Aerndte überſteigt, ſofort zu Markte zu brin⸗ 
gen, bei Strafe der Conſiscation. 4) Antrag des Herrn Abgeordneten 
Krauſe: Se. Majeſtät zu bitten, durch freie Verabreichung angemeſſener 
Quantitäten Kochſalz und Erlaß der Klaſſenſteuer bis incl. Monat Juli der 
Armuth einige Unterſtützung zu gewähren. 5) Antrag des Herrn Abgeord— 
neten Mehls, daß den Händlern und Kaufleuten der freie Verkehr mit 
den erſten Lebensbedürfniſſen auf den Wochenmärkten beſchränkt und der Auf- 
kauf von Getreide und Konfumtibilien bis zur nächſten Aerndte erſt nach 
einer beſtimmten Stunde und nach Befriedigung der Bedürfniſſe der Konſu— 
menten geſtattet wird, und daß das Verbrennen der Kartoffeln zu Spiritus 
und Branntwein bis zur nächſten Aerndte bei namhafter Strafe unterſagt 
wird. 6) Antrag des Herrn Abgeordneten Baud auf Beſchränkung der 
Branntwein⸗ und Spiritus⸗Fabrication auf den eigenen Zuwachs an Kar— 
toffeln und Roggen. 7) Petition des Hrn. Abgeordneten Krüger wegen 
Abänderung der Beſtimmungen des $. 79 der Gewerbe⸗Ordnung vom 17. 
Januar 1845, den Marktverkehr betreffend. 8) Mittheilung des Hrn. Ab⸗ 
geordneten v. Fabeck, die Nothſtandsverhältniſſe des Kreiſes Ortelsburg be- 
treffend. 

Zur Vermeidung ermüdender Wiederholungen, welche die Begutachtung 
jedes einzelnen Antrages herbeiführen würde, da in mehreren derſelben die 
nämlichen Gegenſtände zur Sprache gebracht worden ſind, haben wir geglaubt, 
die Prüfung derſelben in ein gemeinſames Referat zuſammenfaſſen zu dürfen, 
in welchem jedoch der beſondere Inhalt jedes einzelnen Vorſchlages ſeine 
Stelle finden wird. : 

Eines näheren Eingehens auf die Darſtellung des Nothftandes, welche 
ſämmtlichen Petitionen vorausgeſchickt iſt, haben wir uns aus dem Grunde 
überheben zu können geglaubt, weil das Vorhandenſein deſſelben im Allgemei— 
nen der hohen Verſammlung aus eigener Anſchauung und den mannigfaltig 
ſten Berichten hinlänglich bekannt iſt, und weil wir in den ſpeziellen Schil— 
derungen deſſelben keine Veranlaſſung zu eigenthümlichen, nur auf beſondere 
Oertlichkeit anwendbaren Maßegeln haben auffinden können. 

Wir gehen jetzt zu den einzelnen Vorſchlägen über und erwähnen: 

1) des beantragten Ausfuhr⸗Verbotes von Getreide und Kartoffeln. In- 
ſofern ſich dieſes Ausfuhr-Verbot auf Getreide beziehen ſoll, wurde der An— 
trag von vornherein von der unterzeichneten Abtheilung abgelehnt, indem 
durch eine ſolche Maßregel der für die öſtlichen Provinzen fo wichtige Getreide- 
handel für die Zukunft gefährdet und dadurch ein unerſetzlicher Nachtheil her—⸗ 
beigeführt werden würde, aber auch rückſichtlich der Kartoffeln konnte die Ab⸗ 
theilung ſich das Bedenkliche einer ſolchen fo tief in die Eigenthumstechte ein⸗ 
greifenden exceptionellen Maßregeln nicht verhehlen. Deſſenungeachtet glaubt 
die Majorität derſelben, fie der hohen Verſammlung empfehlen zu dürfen, 
indem ſie dieſelbe hinlänglich durch den Drang der Roth gerechtfertigt findet, 
in welchem allerdings zum Wohle des Ganzen ungewöhnliche Opfer von dem 
Einzelnen verlangt werden können, durch welche allein, auch von ihm ſelbſt, 
größere Gefahren und Verluſte abgewendet werden können. 


Die Majorität hält eine ſolche Maßregel auch von Erfolg, indem ſie 
glaubt, daß dadurch nicht allein dem Lande eine Menge von Vorräthen er⸗ 
halten werden, die jetzt bei den noch höheren Preiſen dieſer Gegenſtände in 
anderen Ländern dorthin ausgeführt werden, ſondern daß auch der durch die 
Spekulation zum Theil künſtlich erzeugte Mangel dadurch gehoben werden 
könne, indem mit der Ausſicht auf einen vortheilhafteren Abſatz nach dem 
Auslande auch jeder Grund fortfalle, die vorhandenen Vorräthe dem inlän⸗ 
diſchen Verkehr länger zu entziehen. Das Verbot der Ausfuhr kann ſich nach 
den beſtehenden Verträgen nur auf diejenigen Länder erſtrecken, welche nicht 
dem Zoll⸗Vereine angehören, es dürften aber auch im Inlande örtliche Vers 
hältniſſe obwalten, die eine gleichmäßige Durchführung dieſer Maßregel nicht 
rathſam machten; der Antrag der Majorität der unterzeichneten Abtheilung 
geht demnach dahin: daß Se. Majeſtät der König gebeten werde, die Aus⸗ 
fuhr von Kartoffeln nach Ländern außerhalb des Zollpereins bis nach been⸗ 
digter Aerndte in den Provinzen Vrandenburg, Pommern und Sachſen zu 
unterſagen, in den übrigen Provinzen aber, inſofern die Herren Ober⸗Prä⸗ 
ſidenten derſelben ein ſolches Verbot den örtlichen Verhältniſſen enkſprechend 
erachten. 8 
e Minorität hat ſich dieſem Antrage nicht anſchließen können, fie ſin⸗ 
det durch die von der Majorität angeführten Gründe die Einwürfe nicht ge⸗ 
hoben, welche in rechtlicher Beziehung der gedachten Maßregel entgegenſtehen, 
und beſorgt, daß dieſelbe die bedenklichſten Exempliſikationen zur Folge haben 
werde. Auch den Erfolg muß die Minorität in Zweifel ziehen, denn, abge⸗ 
ſehen davon, daß die Kartoffeln, ihrer Anſicht nach, nirgend ein Gegenſtand 
der Ausfuhr find, beruft fie ſich auf den bekannten Erfahrungsſatz, daß Aus⸗ 
fuhr-Verbote in der Regel gerade eine Steigerung der Preiſe hervorgerufen 
haben, indem ſie die Beſorgniß vor dem zu erwartenden Mangel erhöhen und 
dadurch um ſo mehr auf ein Zurückhalten der vorhandenen Vorräthe hinwirken. 

Die unterzeichnete Abtheilung ſtellt den vorſtehend formulirten Antrag der 
Majorität zur Entfpeidung der hohen Verſammlung. 


2) Die Anträge auf ſofortige Schließung der Branntweinbrennereien ſind 
ebenfalls von der unterzeichneten Abtheilung in reifliche Erwägung genommen 
worden, und die Majorität hat ſich dahin entſchieden, dieſelben bei einer ho⸗ 
hen Verſammlung in der Maßgabe zu befürworfen, daß ein Verbot des 
Branntweinbrennens aus Kartoffeln vom 1. Mai bis 15. Auguſt d. J. Al⸗ 
lerhöchſten Orts erbeten werden möge. Sie findet dieſe Maßregel aus den⸗ 
ſelben Gründen gerechtfertigt, die bereits für das Ausfuhr-Verbot der erſten 
Lebensbedürfniſſe entwickelt find, und ſieht darin um fo weniger eine unver⸗ 
hältnißmäßige Bedrückung der Brennereibeſitzer, als dieſelben dadurch nicht 
einen wirklichen Verluſt erleiden, ſondern ſich zum Wohle des Ganzen nur 
mit einem zwar geringeren, aber doch noch immer ſehr erheblichen Gewinne 
begnügen müſſen, den ihnen die hohen Preiſe der Kartoffeln durch anderweiti⸗ 
gen Verkauf ihrer Vorräthe gewähren. Auch für die übrigen Wirthſchafts⸗ 
Verhältnſſe ſei hiervon kein beſonderer Nachtheil zu befürchten, da die Ab⸗ 
gänge aus den Brennereien als Futter für das Vieh in der Regel mit dem 
Anfang des Monat Mai durch die alsdann eintretende Weidenutzung entbehr⸗ 
lich werden. Das Verbot auch auf das Branntweinbrennen aus Korn aus⸗ 
zudehnen, hielt man nicht für angemeſſen, hauptſächlich aus dem Grunde, 
weil dieſe Art des Brennereibetriebes überhaupt ſeltener und im minderen 
Umfange ſtattfindet, mithin auch von geringerem Einfluß auf die vorhandene 
Theurung iſt, als der aus Kartoffeln Die Minorität hat auch dieſem An⸗ 
trage wegen der darin enthaltenen Rechtsverletzung ihre Zuſtimmung verſagt, 
ſie glaubt überdies, daß derſelbe jetzt zu ſpät komme und daher nur noch 
von geringem Erfolge fein könne, und findet gerade in den aus einigen Ge— 
genden eingegangenen Nachrichten, daß die Kartoffeln während des Winters 
größtentheils in einen krankhaften Zuſtand übergegangen ſeien, einen Grund 
mehr, dieſe kranken, zu nichts Anderem tauglichen Kartoffeln wenigſtens durch 
die Brennereien zu verwerthen, ſo wie ihrer Anſicht nach auch die für ſolche 
Landwirthſchaften, welche auf Stallfütterung baſirt find, aus dem Aufhören 
des Vranntweinbetriebes entſtehenden Verlegenheiten nicht außer Acht zu laſ— 
ſen ſein dürften. 7 5 

Die unterzeichnete Abtheilung hält ſich für verpflichtet, auch über dieſen 
Antrag die beiden einander entgegenſtehenden Anſichten zur Kenntniß der ho⸗ 
hen Verſammlung zu bringen, und ſtellt den Antrag der Majorität zur ge⸗ 
neigten Beſchlußnahme. 


3) Einem Antrage auf Erlaß eines Geſetzes, durch welches der Aufkauf 
von Kartoffeln, event. auch von Korn zur Branntweinbrennerei in Zeiten 
drohender Hungersnoth gänzlich verboten werden ſoll, kann die Abtheilung 
nicht beitreten. Ungeachtet der gewichtigen Gründe, welche in der jetzigen 
Bedrängniß für eine ſolche Maßregel zu ſprechen ſcheinen, durch die unleug- 
bar ein großer Theil der vorhandenen Noth hätte abgewendet werden können, 
haben wir uns dennoch nicht entſchließen können, derſelben das Wort zu reden, 
indem dadurch nicht allein ein ſo wichtiges Gewerbe, wie die Branntwein⸗ 
brennerei, welches mit fo bedeutenden Kapitalien begründet und in fo viele 
andere Zweige der Landwirthſchaft als weſentliches Glied verflochten iſt, der 
ſtörendſten Unſicherheit preisgegeben, ſondern auch der noch wichtigere Kar⸗ 
toffelbau, auf welchem der aufblühende Flor ganzer Provinzen beruht, eine 
ſehr fühlbare Veeinträchtigung erfahren würde. Ein ſolches Verbot würde 
mit unſerer ganzen Gewerbe-Geſetzgebung im Widerſpruch Neben, und wenn 
auch die Mehrzahl der unterzeichneten Abtheilung bei der gegenwärtig drin⸗ 
genden Noth ſich für eine Veſchränkung des Brennereigewerbes erklärt hat, 
ſo ſind wir doch darin einverſtanden, daß dies nur in den alleräußerſten, be⸗ 
reits völlig erkennbaren Fällen der Noth geſchehen darf, und daß es zweck⸗ 
mäßiger iſt, die dann etwa erforderliche Abhülfe dem Ermeſſen des Gouver⸗ 
nements anheimzuſtellen, als vom vornherein ſo wichtige Erwerbzweige in 
jedem Jahre mit weſentlicher Störung, ja mit völliger Vernichtung zu be⸗ 
drohen. — Wir ſtimmen daher für Zurückweiſung des gedachten Antrages. 

4) Der Antrag auf ein Verbot, Getreide zu verheimlichen und zurück⸗ 
zuhalten, vielmehr jeden Vorrath, der den doppelten Betrag der eigenen 
Nothdurft bis zur Aerndte überſteigt, ſofort zu Markte zu bringen bei Strafe 
der Eonfiscation, involvirt einen fo ſchneidenden Eingriff in alle Rechte des 
Eigenthums und des Beſites, daß derſelbe durch keinen Rochſtand gerecht⸗ 
fertigt fein dürfte und müßte überdies in der Ausführung auf Schwierigkeiten 
ſtoßen, welche dieſelbe völlig unmöglich machen würden. Die unterzeichnete 
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Abtheilung kann ihn daher der hohen Verſammlung zur weiteren Berückſich⸗ 
tigung nicht empfehlen. 35 

) Ein Antrag auf möglichſte Verminderung der Steuern und Zölle von 
Getreide, Reis, Fleiſch und Butter. Ein Theil dieſer Wünſche iſt bereits in 
Erfüllung gegangen. Die Eingangsſteuern vom Getreide und vom Reis ſind 
gänzlich aufgehoben worden. Fleiſch und Butter gehören aber nicht in dem 
Grade zu den unentbehrlichſten Lebensbedürfniſſen, daß eine Herabſetzung der 
auf dieſe Gegenſtände gelegten Steuern bei den jo mannigfach geſteigerten 
Anſprüchen an die Staatskaſſen gerechtfertigt erſcheinen dürfte. Wir haben 
daher die hierauf gerichtete Petition nicht befürworten können. 

6) Aus ähnlichen Gründen müſſen wir uns gegen den Antrag erklären, 
welcher auf freie Verabreichung angemeſſener Quantitäten Kochſalz und Er— 
laß der Klaſſenſteuer bis ull. Juli gerichtet iſt. Die Mahlſteuer und die 
Klaſſenſteuer für die letzte Steuerſtufe ſind bereits bis zum Monat Auguſt 
aufgehoben, wodurch für die Staatskaſſen bereits ein Ausfall, von 8 bis 
900,000 Rthlrn. entſteht, ein höher hinauf gehender Erlaß der Klaſſenſteuer 
dürfte aber in Hinſicht auf die Vermögens ⸗Verhältniſſe der in den höheren 
Klaſſen Steuernden durch dringendes Bedürfniß nicht geboten fein. Eben fo 
dürfte eine Verabreichung von ſteuerfreiem Salz für das ganze Land weder 
zuläſſig noch erforderlich ſein, dagegen iſt uns bekannt geworden, daß der 
1 inanz⸗Miniſter boreits bedeutende Quantitäten auf diejenigen Land⸗ 

riche zur Vertheilung gebracht hat, wo beſondere Umſtände eine ſolche Un⸗ 

terſtützung nothwendig machen, und ohne Zweifel findet hierbei jedes wirklich 
dringende Bedürfniß die möglichſte Verühſichtigung. Die unterzeichnete Ab⸗ 
theilung iſt daher der unvorgreiflichen Anſicht, daß auf den vorliegenden An- 
trag hier nicht weiter eingegangen werden könne. - 

7) Der F. 79. der Gewerbe⸗Ordnung vom 17. Januar 1845, welcher 
die frühere Einrichtung, nach welcher der Einkauf von Lebensmitteln auf 
Wochenmärkten einzelnen Klaſſen von Käufern nicht während der ganzen 
Dauer des Marktes, ſondern nur während einer gewiſſen Zeit geſtattet wird, 
AN dann fortbeſtehen läßt, wenn ihre Beibehaltung in Rückſicht auf örtliche 

ewohnheit und Bedürfniſſe von der betreffenden Regierung genehmigt wird, 
hat zu dem Antrage Veranlaſſung gegeben, daß der Aufkauf von Lebensmit⸗ 
teln auf Wochenmärkten nach Ermeſſen der Orts-Polizei auf eine gewiſſe 
Marktzeit beſchränkt werden dürfe. Dieſer Antrag würde unfererfeits keine 
Unterſtützung finden. 
Wir ſind indeß benachrichtigt worden, daß dieſer Gegenſtand bereits den 
Königlichen Behörden zur Verathung vorliegt, und find daher der unvor— 
greiflichen Meinung, daß unter dieſen Umſtänden von der weiteren Verfol— 
gung dieſer Angelegenheit Abſtand genommen werden könne. 

Die ſechſte Abtheilung des Erſten Vereinigten Landtages. 
Renard. Freiherr von Lilien. Auerswald. Prüfer. Urban. 
Meviſſen. von Schenckendorff. Schulz. von Cöls.“ 


Wa zum Zollverbande gehören, unter gewiſſen Mo⸗ 


diftcationen nämlich 


REN [ örtli ältni d er⸗ 
achten. Dieſe Frage ſtelle ich zuerſt zur ee entſprechend er 


Geheimer Staats- und Finanz-Miniſter von Dücsber g: Die erſte 
Petition umfaßt zwei Gegenftände wegen eines Ausfuhr⸗Verbots: 1) von Ge⸗ 
treide, und 2) von Kartoffeln. 225 

Die Abtheilung hat ſich einftimmig gegen die Ausfuhr von Getreide er— 
klärt; die Regierung kann dem nur beiftimmen. Nur bemerke ich nachricht⸗ 
lich, daß vom Getreide Roggen faſt gar nicht ausgegangen iſt, außer in ſol⸗ 
che Landestheile, nach welchen Ausfuhr⸗Verbote nicht ſtattfinden können. Wei⸗ 
zen iſt allerdings in großen Quantitäten ausgegangen und geht noch aus. 
Dagegen iſt umgekehrt der Import von Roggen im Ganzen überwiegend, 
und es würde gegen das allgemeine Intereſſe fein, ſowohl den Import für 
jetzige Zeit zu verhindern als auch im Allgemeinen für den Handel ein fol- 
ches Ausfuhi-Verbot eintreten zu laſſen. Was dagegen das Verbot der Aus- 
fuhr von Kartoffeln anlangt, welche zunächſt für die drei Provinzen von der 
Diejerität der Abtheilung der hohen Verſammlung beantragt worden ift, fo 
a, ich, daß, fo weit es zur Beruhigung des Landes in der jetzigen Ka⸗ 
amität dienen kann, dagegen nichts zu erinnern iſt. Praktiſch kann es nicht 
von großem Erfolg ſein. Was zunächſt die Ausfuhr eigentlich in das Ver⸗ 
eins⸗Ausland angeht, ſo iſt ſie in der letzten Zeit unbedeutend geweſen und 
kann auch weiterhin von keiner Bedeutung werden. Zunächſt kommt hier 
namentlich die Ausfuhr auf der Elbe in Betracht. Nach amtlichen Nachwei⸗ 
ſungen hat die ganze Ausfuhr von Kartoffeln auf der Elbe ſeit Wiederer⸗ 
öffnung der Schifffahrt 13,000 Scheffel betragen, alſo kein Objekt. Was 
die Ausfuhr aus Pommern nach Mecklenburg anlangt, fo auch iſt dieſe nur ge— 
ring. Eben ſo kann die Ausfuhr von Stettin aus über die See, der Natur der 
Sache nach, nur in ſehr geringem Maaße ſtattfinden. Daß man das Aus⸗ 
fuhr⸗Verbot auch darauf erſtreckt, dagegen würde zwar praktiſch nichts zu er⸗ 
innern ſein; indeſſen wird es nöthig ſein, ſolche Modalitäten zu treffen, daß 
die Vinnenſchifffahrt nicht beläſtigt wird. Wenn die Kartoffeln für das Ju⸗ 
land beſtimmt ſind, ſo muß einer ſolchen Verſchiffung Freiheit geſtattet wer— 
den. Mit dieſen Modiſicationen iſt von Seiten der Regierung gegen das 
Vorbot an ſich nichts zu erinnern. Ob große Vortheile davon zu erzielen 

find, iſt zu bezweifeln. Wie die Sachen ſetzt fiehen, wird es zur Beruhigung 
beitragen. Deshalb iſt man von Seiten der Regierung damit einverftanden. 

Abgeordneter Grunau aus Elbing: Ich wollte nur, mit Bezug auf 
das, was der Herr Finanz-Miniſter über die Ausfuhr von Getreide und Kar- 
toffeln zu ſagen beliebt hat, einwenden, daß wir jetzt in dieſer Jahreszeit 
keine Ausfuhr bis zur Aerndte zu befürchten haben. Die Erfahrung lehrt, 
daß, wenn der Keim in der Kartoffel lebendig iſt, ſie nicht mehr zur Exporta⸗ 
tion tauglich iſt. Ich habe erlebt, daß Kartoffeln, nach dem Auslande ver⸗ 
ſchifft, als Dünger ausgeworfen worden ſind. Deshalb würde es unzeitig 
fein, die Kartoffel-Ausfuhr zu verbieten, in dem Augenblick, wo es nicht mög⸗ 
lich iſt, fie zu verſchicken. Dem, was der Herr Finanz-Miniſter vom Ge⸗ 
treide geſagt hat, kann ich nur beiſtimmen, denn dieſes iſt für die öſtlichen 


Provinzen eine Lebensfrage. du dieſen Augenblick verbietet es ſich von ſelbſt; 
denn die öſtlichen Provinzen ſind beſchädigt, Roggen ein- und nicht auszu⸗ 
führen. 

Abg. Gadegaſt: Meine Herren, die nächſte Frage, die der Verſamm⸗ 
lung vorgelegt iſt, iſt die Frage in Betreff der Mittel, dem Nothſtande ab⸗ 
zuhelfen. Wir fragen: in welchen Gliedern der bürgerlichen Geſellſchaft zeigt 
ſich der Nothſtand am meiſten? und die Antwort darauf iſt: In den un⸗ 
terſten Klaſſen, weil dort die wenigſten Mittel ſind. Wie iſt dieſem Noth⸗ 
ſtande in der unterſten Klaſſe beſſer abzuhelfen, als dadurch, ihr Mittel zu 
ſchaffen, um ſich die Subſiſtenz zu ſichern. Das einzige, das Haupt-Kapital 
der arbeitenden Klaſſe, iſt die Arbeitskraft. Dieſe wird unterdrückt, wie die 
Erfahrung aus den Jahren 1844 und 1845 in denjenigen Provinzen, wo 
die Ueberſchwemmungen ſich ſo gewaltig nachtheilig zeigten, gelehrt haben, ſo 
daß deren Folgen jetzt und noch nach Jahren wirken werden. Was ıhaten 
alle die Unterſtützungen, die aufopfernd von allen Seiten zu öffentlichen Kaf- 
fen floſſen. Sie thaten, was nöthig war, zur Nothdurft das Leben zu er⸗ 
halten. Aber der Fonds der unteren Klaſſe, das Haupt-Kapital, die Arbeits⸗ 
kraft, wurde geſchwächt, wurde vom Central-Verein nicht unterſtützt. Es 
wäre allerdings gegen den Willen der Geſchenkgeber geweſen, würde dieſe 
Gabe dazu angewendet worden ſein, um die Wegſamkeit in den Provinzen 
herz uſtellen und dadurch den Gewerbe-Betrieb, überbaupt das kommerzielle 
Leben, zu heben. Es würden durch dieſe Gabe nachhaltige Früchte gewonnen 
fein. Unſere Aufgabe ſcheint es mir zu fein, dies näher zu unterfuchen, denn 
wo ſchreibt ſich der Nothſtand her? Bosheit mag es nicht ſein. Es iſt Man⸗ 
gel, wirklicher Mangel. Bosheit kann man nicht präſumiren, fie entſpringt 
aus äußerſter Noth. Wenn der Vater feine Kinder weinen ſieht und kann 
ihnen nicht ein Stück Brodt geben, das iſt das Fürchterlichſte, was man ſich 
denken kann. Meine Herren, ich würde im Intereſſe der Provinz den An⸗ 
trag machen (ſchwer mag es für die öffentlichen Kaſſen ſein), daß das Haupt⸗ 
Kapital gekräftigt und in der Wegſamkeit, im Umtriebe der Menſchenkraft 
erhalten werde, das von Seiten des Staates zinsfreie Vorſchüſſe an einzelne 
Provinzen gemacht würden, um das kommerzielle Leben — (Unruhe) 

Der Marſchall (unterbrechend): Ich bitte den Herrn Redner, ſich 
an die Frage zu halten. 5 

Abg. Gadegaſt: Meine Meinung geht dahin, daß alle Ausfuhr⸗Ver⸗ 
bote nicht nöthig ſein würden, wenn der unteren Klaſſe durch den Lohn die 
Mittel an die Hand gegeben würden, ſich das Leben zu ſichern. Ich ſtimme 
gegen die Ausfuhr⸗Verbote und mache meinen Antrag dahin, daß einzelnen 
Provinzen und Kreiſen Kapitalien gegeben und namentlich durch Wegſamkeit 
in den einzelnen Provinzen die Ausfuhr-Verbote beſeitigt und die Arbeits- 
kräfte unterſtützt würden. 

Abg. Naumann: Ich erlaube mir, den Herrn Marſchall zu bitten, 
etwas weiter gehen zu dürfen, als die erſte Frage geht; ich möchte den Ge⸗ 
ſichtspunkt beleuchten, auf den es ankommt, und meine Betrachtungen dar⸗ 
über zu erkennen geben. Es fragt ſich vorerſt, iſt überhaupt Noth da, und 
zweitens, wie iſt dieſer abzuhelfen? Daß Noth da iſt, daran zweifelt kein 
Menſch. Sie iſt nicht heute entſtanden, ſie beſteht ſchon ſeit einem halben 
Jahre, und, ſo viel ich weiß, hungern die Leute, d. h. heute eſſen ſie ſich 
fatt und morgen darben fie. Dies ift der Zuſtand. Der Grund dieſes Zu⸗ 
ſtandes liegt darın, daß die Nahrungsmittel fehlen; der hohe nde iſt Folge 
dieſes Zuſtandes. Nicht gegen die hohen Preiſe iſt zu wirken, ſondern darauf 
hin, daß Produkte verſchafft werden, und, wenn dies nicht ausreichend mög— 
lich iſt, daß wir uns die vorhandenen Produkte erhalten, bis Gott durch 
reichliche Aerndte giebt, was zur Befriedigung unſerer Bedürfniſſe dient. Die 
erſte Frage betrifft das Verbot der Getreide- und Kartoffel-Ausfuhr. Bei 
allen ſolchen Maßregeln kommt es darauf an, zu erwägen, ob der beabſich⸗ 
tigte Zweck dadurch erreicht wird oder nicht; wird er es nicht, ſo vergrößern 
wir das Uebel, weil wir die große Menge glauben machen, wir helfen, wäh⸗ 
rend wir nicht helfen, und ich ſehe darin mit einen Grund zu tumultuari- 
ſchen Auftritten. Die Frage iſt die: Wollen wir verbieten, Getreide und 
Kartoffeln auszuführen? Sind denn aber unſere Beſtände ſo groß, daß wir 
noch welche auszuführen haben? Wir haben aus dem Munde des Herrn 
Departements-Chefs gehört, daß eine Beſorgniß nicht da iſt, und daß, wenn 
wirklich erportirt würde, der Erſatz durch Import uns zu Gute kommt. Ich 
glaube, die Anſicht iſt richtig, und ich würde daher auf das Verbot von 
Getreide- und Kartoffel-Ausfuhr verzichten, aus dem Grunde, weil es nicht 
zu dem Reſultate führt, daß wir ein Mehreres dadurch erlangen und die Lage 
des Volkes beſſer ſtellen. Von allen Vorſchlägen .... doch es handelt ſich 
blos um die erſte Frage, und ich werde mir ſpäter über die zweite das Wort 
erbitten. 5 

Königl. Kommiſſarius: Es iſt die Behauptung aufgeſtellt, daß das 
Verbot der Kartoffel- Ausfuhr wirkungslos fein werde, weil man dieſe Frucht 
jetzt nicht mehr transportiren kann. Auch mir iſt es nicht unbekannt, daß 
die Kartoffeln im Frühjahre dem Verderben außerordentlich ausgeſetzt find, 
und das Gouvernement erwartet deshalb von dem Verbot keine großen Erfolge. 
Es ſind aber dem Miniſterium des Innern, namentlich von Mitgliedern des 
Magiſtrats der Reſidenz, Nachrichten darüber zugegangen, daß gerade in 
dieſem Augenblicke nicht unbedeutende Verſendungen nach einer benachbarten 
Seeſtadt eingeleitet worden ſeien. Eine beſtimmte Beſtätigung dieſer Nach⸗ 
richt haben wir zwar nicht erhalten, aber eben ſo wenig auch die Ueberzeu⸗ 
gung vom Gegentheil, weshalb die Frage des Ausfuhr-Verbots doch bei uns 
in ernſte Erwägung genommen iſt. 8 

Abg. Winzler: Der Zweck der vorliegenden Berathung, die beſtehende Noth 
zu lindern und der künftigen vorzubeugen, iſt ſo wichtig, daß ſie das Gemüth nicht 
nur aller hier Anweſenden, ſondern auch aller Preußen beſchäftigt, der Zweck iſt uns 
als ein heiliger, nothwendiger, als Pflicht hingeſtellt. Die Wahl der Mittel wird 
ſchwierig ſein. Wir haben bereits Redner gehört, die theils für, theils gegen geſpro⸗ 
chen haben. Ich muß mich dem anſchließen, was als Grund für die Ab⸗ 
weichung des erſten Antrags geſagt worden iſt, es fi nicht mehr an der Zeit, 
ſolche Maßregeln eintreten zu laſſen, es ſei zu ſpät, um Kartoffeln verſenden 
zu können. Das mag war fein in der Generalität der Frage, aber nicht 
in der Spezialität. Was ich für mich ſelbſt und meine jamilie bedarf — 
der Staatsverband ift auch eine Familie. — dazu habe ich nicht nur das 
Recht, ſondern auch die Pflicht, das, was vorhanden iſt, zu erhalten, ſei es 
auch nicht mehr viel. Ich muß für die ſtrengſte Ausführung derjenigen Maß⸗ 
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regeln ſtimmen, die von dem Gouvernement für gut befunden worden ſind, 
daß das, was wir an Lebensmitteln beſitzen, wir für unſeren Familien⸗Ver⸗ 
brauch erhalten; aber ausreichend werden dieſe Maßregeln nicht ſein. Die 
Mildthäligkeit, fo groß fe. ſich auch gezeigt hat, namentlich in Berlin, wird 
auch nicht ausreichen, denn das Ziel iſt zu groß und dte Mittel zu klein. 
Aber es giebt doch Mittel, die, nach meiner Ueberzeugung wenigſtens, unſere 
Noth mildern und derſelben für die Zukunft ziemlich vollſtändig vorbeugen 
können. Ich erlaube mir ein Beiſpiel aus den letztvergangenen Tagen an⸗ 
zuführen. Das milde Herz unſeres Königs hat uns den Beweis gegeben, 
die Noth zu lindern. Er hat eine Million Thaler hingegeben durch die Auf⸗ 
hebung der Mahlſteuer und der unterſten Stufe der Klaſſenſteuer. Dieſe 
Million iſt eine große Summe. Mit einer Million muß bei guter Anwen⸗ 
dung viele Noth gelindert werden können. Was hat der edle Wille genutzt? 
Wir haben geſehen, wozu die Aufhebung der Mahlſteuer bei den jetzigen 
hohen Preiſen gedient hat. Der Arme erhält auf ein Fünfgroſchenbrodt ein 
Loth Vrodt mehr, wenn der Bäder gewiſſenhaft iſt. In der Provinz iſt die 
unterſte Stufe der Klaſſenſteuer aufgehoben, die größte Zahl des Geſindeſtan⸗ 
des gehört zu ihr. Dieſer Stand ift nicht der, der am meiſten der Hülfe 
bedarf, denn nicht der Dienſtbote bezahlt die Steuer, fondern fein Vrodtherr, 
und der Dienſtbote ſteht ſich- oft ziemlich gut, oft beſſer als der, bei dem er 
dient. Wenn ich aber annehme, wie hätte man dieſe Million verwenden 
können, ſo komme ich jetzt zu dem Mittel, was gewiß ein Jeder in der Ver⸗ 
ſammlung angeben könnte. Der hieſige Markt iſt für Cerealien, Kartoffeln, 
Spiritus u. ſ. w. die Skala für die ganze Umgegend, alſo gilt es, ein Mit⸗ 
tel zu ſinden, bei einem ſolchen Nothſtande, wie dem jetzigen. Dies Mittel 
würde das fein, die Marktpreife bei ſolchem Nothſtande in der Weiſe zu re⸗ 
geln, daß fie nicht eine ſolche übermäßige Höhe erreichen können. Ein ſol⸗ 
ches Mittel iſt da. Wenn die Million Thaler dafür verwendet würde, um 
die Haupt⸗Nahrungsmitel niedrig zu halten, ſo würde hunderttauſendmal mehr 
dadurch bewirkt worden ſein, als durch die Aufhebung der Mahlſteuer und 
der unterſten Stufe der Klaſſenſteuer. Nun fragt es ſich, ob, wenn dies Mit⸗ 
tel Anklang finden ſollte, es in der Ausführung leicht ſei. Wir haben hier 
in der Provinz ein mächtiges Geld-Inſtitut — es iſt oft angegriffen worden, 
ob mit Recht oder Unrecht, gebührt mir nicht zu ſagen — das mit ſeinem 
tüchtigen Vorſtande an der Spitze viel wirken kann. Ich glaube, es ift die 
rechte Aufgabe für die Scehandlung, den weiteren Folgen des Nothſtandes 
vorzubeugen, indem es Brodt und Früchte anſchafft und ſie zu dem Preiſe, 
wie es mit ſeinen großen Geldmitteln ihm möglich iſt, zu erlangen, wieder 
zu verkaufen. Der günſtige Erfolg dieſer Maßregel wird nicht nur die 
Reſidenz, ſondern auch die Provinzen treffen, und dem Inſtitute, das bis⸗ 
her nur Tadel getroffen hat, wird der Segen des Landes folgen. 

Königlicher Kommiſſar: Indem das Gouvernement durch den Er⸗ 

laß der Mahlſteuer und der Klaſſenſteuer für die letzte Stufe derſelben bis zur 
Aerndte eine Summe von etwa 800,000 Rthlr. von den Staats-Einkünften 
aufgeopfert hat, ſcheint das Unerläßliche geſchehen zu ſein. Wenn die Preiſe 
des Getreides einen ſo enormen Stand erreicht haben, wie der gegenwärtige, 
wenn namentlich der Weizen etwa 5 Rthlr. der Scheffel koſtete, fo ſchien es 
moraliſch geboten, die Erhöhung von 1 Nthlr. für die mahl- und ſchlacht⸗ 
ſteuerpflichtigen Städte zu beſeitigen, und wenn die Preiſe der erſten Lebens⸗ 
bedürfniſſe für die dürftige Klaſſe faſt unerſchwinglich geworden ſind, ſo 
ſchien es zu hart, von ihr den letzten Groſchen als Klaſſenſteuer beizutreiben. 
Dies waren die Gründe des Erlaſſes. Wir ſind längſt gewohnt, daß der— 
gleichen Maßregeln, auch wenn ſie, wie dieſe, aus der Abſicht entſpringen, 
wirklicher Noth zu begegnen, dennoch dem Tadel unterliegen, und daß man 
andere vorzuſchlagen weiß, welche beſſer geweſen wären. Wenn aber gegen 
die Maßregel angeführt wird, daß der Erlaß einer Million dem Einzelnen 
wenig zugute komme, ſo muß ich darauf aufmerkſam machen, daß die Ver⸗ 
wendung einer ſolchen Summe für die Einzelnen nicht mehr einträgt. Die- 
ſer vergleichende Tadel trifft daher die Maßregel des Gouvernements nicht. 
Was demnächſt die Andeutung betrifft, das es noch andere Maßregeln gäbe, 
um die hohen Preiſe herabzudrücken und dadurch die Roth zu mildern, ſo 
bitte ich die hohe Verſammlung, das Vertrauen zu haben, daß dergleichen 
Maßregeln, und zwar nach ziemlich großem Maßſtabe, keinesweges verſäumt 
find, auch das Sechandlungs- Juftiftut dabei feine Mitwirkung ſehr bereit⸗ 
willig gewährt hat Es darf aber nicht erwartet werden, daß dieſe Maßre⸗ 
geln im Detail angegeben werden, weil dies ihre Wirkung nur ſchwächen 
könnte. Uebrigens iſt zweierlei zu unterſcheiden: künſtliche Noth und wirkli⸗ 
Noth, künſtlicher Mangel und wirklicher Mangel. Der wirkliche Mangel 
kann durch Maßregeln, welche auf Herabdrückung der Preiſe wirken ſollen, 
nicht erſetzt werden, denn iſt wirklicher Mangel an Lebensmitteln vorhanden, 
ſo giebt es kein anderes Mittel, als dieſelben von außen herbeizuſchaffen, und 
wenn auch dies unmöglich, fo erfordert es um fo mehr die Pflicht, die vor⸗ 
handenen zuſammenzuhalten. Deshalb bitte ich, die Maßregeln gegen 
künſtlichen Mangel von denen gegen wirklichen Mangel zu trennen; zunächſt 
ſcheint es ſich von letzterem zu handeln. 8 

Abg. Wächter. Mein Antrag toll in der Kürze dahin gehen, entſchie⸗ 
den gegen jedes Verbot der Ausfuhr zu ſtreiten. Wenn der Handel beſchränkt 
wird, ſo iſt dies eine Vernichtung der Freiheit des Eigenthums, und dagegen 
habe ich mich entſchieden verwahren wollen. a 

Abg. Bürgermeiſter Sperling aus Königsberg: Der erſte Antrag geht 
dahin, daß ein Geſetz emanirt werde, welches die Ausfuhr für die Provinzen 
Brandenburg, Pommern und Sachſen beſtimmt. Es ſoll alſo ein Partikular— 
Geſetz ſein. Inſofern erſcheint es mir zweifelhaft, ob der Landtag kompetent 
iſt, bei einem ſolchen Geſetz ſich zu betheiligen. 

Landtags⸗Kommiſſar v. Bodelſchwingh: Es iſt die Kompetenz des 
Landtags in Beziehung auf einen ſolchen Antrag bezweifelt worden, weil er 
ſich auf drei Provinzen der Monarchie beſchränkt. Dagegen muß ich bemer⸗ 
ken, daß dieſe Kompetenz nach den geſetzlichen Beftimmungen ganz unzweifel⸗ 
haft iſt, indem Bitten und Beſchwerden, welche innere Angelegenheiten der 
geſammten Monarchie oder mehrerer Provinzen betreffen, zur Kompetenz des 
Vereinigten Landtags gehören. Auch bemerke ich, daß es ſich nicht darum 
handelt, ein Geſetz in Vorſchlag zu bringen, denn es bedarf zu der bean- 
tragten Maßregel keines Geſetzes. Das Kartoffel⸗Ausfuhr⸗Verbot für die 
weſtlichen Provinzen beſteht ſeit anderthalb Jahren und beruht auf einem ein⸗ 
fachen Befehle Sr. Majeſtät des Königs; in mehreren andern deutſchen Län— 


dern iſt es in derſelben Weiſe eingeführt. Es handelt ſich alſo nicht um ein 
Geſetz, ſondern um eine Verwaltungs-Maßregel und kann die Kompetenz 
des Landtags in keiner Weiſe zweifelhaft ſein. 

Abg. Gier aus Mühlhauſen: Nach meiner Anſicht iſt lediglich der 
Hunger, der Mangel und die Theuerung der Lebensmittel Urſache der ſeit⸗ 
herigen Tumulte geweſen, und dieſe höchſt kläglichen Ereigniſſe werden wieder⸗ 
kehren, wenn dem Hunger nicht vorgebeugt wird. Es kommt daher auf die 
Frage an, ob die jetzige Theuerung eine künſtliche oder ob wirklicher Mangel 
vorhanden iſt, und deshalb erlaube ich mir die Frage an die höchſtverehrten 
Räthe der Krone zu richten, ob man ſich die möglichſte Klarheit darüber zu 
verſchaffen geſucht hat, ob man bisher mit aller Genauigkeit und Fürſorge 
zu Werke gegangen und ob man ſich nicht vor Allem in dieſer Beziehung 
jede mögliche Auskunft verſchaffen müſſe, namentlich durch die Aufforderung 
aller Behörden zur Einlieferung ſtatiſtiſcher Nachrichten. Wir haben noch 


Monate lang bis zur nächſten Aerndte, und es haben andere Staaten ganz 


ebenſo verfahren. Stellt ſich nun heraus, daß in Folge dieſer Nachrichten, 
die binnen etlicher Wochen aber von den unterſten Behörden einzuziehen ſind, 
wirklicher Mangel im Lande iſt, dann müſſen Ausnahme ⸗Geſetze eintreten; 
Ausnahme-Geſetze find jetzt ſchon im Landrecht vorhanden, dahin gehört das 
Expropriations⸗Geſetz. Es thun aber auch andere Staaten daſſelbe. Ich 
bin aus Thüringen, und zwar aus dem Theile, der dem Kurfürſtenthum 
Heſſen zunächſt liegt, und da iſt hauptſächlich der Nolhſtand, der jetzt ſchon 
fehr arg iſt und, was Gott abwenden möge, vielleicht noch ſchlimmer werden 
kann — das bemerke ich zur Berichtigung des Gutachtens, weil darin ſteht, 
die Kartoffel-Ausfuhr komme nur wenig vor — dadurch veranlaßt, daß das 
Kurfürſtenthum Heſſen ſchon vor etlichen Monaten verboten hatte, es dürften 
keine Kartoffeln, die im Inlande gewonnen wären, zur inländiſchen Brannt⸗ 
weinbrennerei verbraucht werden. In Folge deſſen hat das Kurfürſtenthum 
Heſſen faſt ſämmtliche Kartoffeln aus unſerer Gegend angefahren. Jetzt hat 
Heſſen, zum Zollverein gehörig, verboten, daß eine Frucht-Ausſuhr ſtatthaben 
darf. Sobald ſich bei uns in Folge näherer Ermittelung, worauf freilich 
Alles ankommt, um zur Klarheit zu gelangen, herausſtellt, daß wirklicher 
Mangel im Lande iſt, ſo müſſen wir feſthalten, was da iſt, und müſſen ſo⸗ 
wohl die Getreide-Ausfuhr, als auch die Kartoffel-Ausfuhr, für die Zeit der 
Noth verbieten. Die Preiſe ſind ſo hoch, daß kein Handelsgeſchäft, keine 
Gegend darunter leiden kann. Die Produkte werden bei ſolchen Verboten 
auch im Inlande zu hohen Preiſen verwerthet werden. 

Finanz⸗Miniſter v. Düesberg: Ich bemerke, daß ſeit vorigem Herbſte, 
wo die erſten Anzeigen eines Mangels hervortraten, die größte Aufmerkſam⸗ 
keit darauf verwendet worden iſt, Nachrichten über den Zuſtand der Pro⸗ 
vinzen zu erhalten. Es ſind regelmäßige Berichte von allen Seiten einge⸗ 
gangen, und man hat eine klare Ueberſicht zu gewinnen geſucht. Daß es 
nicht möglich iſt, die Vorräthe von Getreide im Lande genau zu konſtatiren, 
das wird Jedem einleuchten, denn die Verwaltung kann nur im Stande ſein, 
aus den Erſcheinungen zu beurtheilen, wie ſich die Verhältniſſe geſtalten, und 
in dieſer Beziehung iſt gewiß nichts verſäumt worden. Die Berichte, die ein⸗ 
gezogen ſind, lauten allerdings verſchieden, allein bis zur Mitte des vorigen 
Monats glaubte man, was die mittleren Provinzen des Landes angeht, daß 
ein wirklicher Mangel in keiner Weiſe zu beſorgen ſei. Das ſind die Nach⸗ 
richten, die aus den glaubwürdigſten Quellen mitgetheilt find. Ein eigent⸗ 
licher Mangel an Lebensmitteln iſt auch jetzt noch nicht eingetreten. Die 
Preiſe ſind allerdings hoch geſtiegen, und eine Theurung iſt vorhanden. Die 
Staats-Regierung wird aber auch dafür ſorgen, daß die Märkte hinreichend 
verſorgt werden; allein wie weit ſie mit dieſen Mitteln reicht, iſt im voraus 
nicht mit Beſtimmtheit zu ermeſſen. Genug, es iſt alle Vorſorge getroffen, 
es ſind alle Mittel, die ihr zu Gebote ſtehen, angewendet worden. 

Es kommt aber, was namentlich die Getreide-Ausfuhr anlangt, noch in 
Betracht, daß das Getreide, welches namentlich zum Lebensbedarf gebraucht 
wird, der Roggen, faft gar nicht ausgegangen iſt; Weizen iſt allerdings in 
größerer Menge ausgeführt worden. Dies war aber das Mittel, um Rog⸗ 
gen, der zum inneren Bedarf nothwendiger iſt, im Auslande anzukaufen und 
einzuführen. Die Quantität des Weizens, welche ausgegangen iſt, iſt nicht 
gleichzuſtellen mit der Quantität Noggen, die eingeführt iſt. Ich bemerke, 
daß die Ausfuhr in andere Zoll-Vereinsſtaaten nicht in Betracht kommen 
kann, da nach dieſer Seite hin kein Verbot beſteht, es iſt auch kein Verbot 
von anderen Staaten ergangen, und es iſt nur die Nachricht eingegangen, 
daß das Fürſtenthum Sondershauſen eine Ausnahme davon gemacht hat. 
Dagegen iſt von einzelnen Vereins⸗Staaten die Maßregel getroffen worden, 
daß verboten wurde, Kartoffeln im Inlande zur Branntweinbrennerei einzu⸗ 
kaufen. Dies hat Veranlaſſung gegeben, daß Einkäufe an der Grenze ge⸗ 
macht ſind, indeß ſind dieſe nicht von großem Belange. Der Staat, der 
dieſe Maßregel getroffen hat, iſt das Kurfürſtenthum Heſſen geweſen, allein 
dort iſt ſeit langer Zeit das Branntweinbrennen gänzlich verboten, ſo daß 
auch dieſer Uebelſtand beſeitigt iſt. 

Abg. v. Fabeck: Ich will nur auf einen Einwand, den ein geehrtes 
Mitglied aus der Mark vorgetragen hat, daß nämlich die Aufhebung der 
Mahlſteuer keinen günſtigen Einfluß gehabt hat, die Bemerkung machen, daß 
gerade mein Intereſſe für den Nothſtand mich veranlaßt hat, mit Väckern 
Rückſprache zu nehmen, und dieſe haben mir die Mittheilung gemacht, daß 
ein großer Unterſchied in den Preiſen jetzt darin beſtehe, daß die Väcker ftatt 
des Roggens Weizen kaufen können; denn, wie bekannt, koſtete der Roggen 
an Mahlſteuer 10 Sgr., der Weizen dagegen I Rthlr. Durch die Aufhe⸗ 
bung dieſer Steuer iſt'es möglich, daß jetzt mehr Weizenbrodt als Roggenbrodt 
gebacken werden kann. ER 

Abg. v. Auerswald: Ich erlaube mir in Beziehung auf das, was der 
geehrte Abgeordnete der Stadt Mühlhauſen geſagt hat, hervorzuheben, daß 
es ſich um kein Ausnahme-Geſetz, ſondern um eine Verwaltungs-Maßre⸗ 
gel handelt, und zwar einer ſolchen, welche aus dem ſtaatswirthſchaftlichen, 
nicht aus dem rechtlichen Standpunkt zu betrachten iſt. Es iſt nicht anzunch⸗ 
men, daß der Effekt für den Augenblick ein großer ſein wird. Es kommt indeß 
doch darauf an, den Schaden und Nachtheil abzuwägen, im Allgemeinen wie 
für den Einzelnen. ö : 


(Schluß folgt.) 


